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Bei NEXIA arbeiten Experten auf der ganzen Welt 
zusammen für international ausgerichtete Mittel-
standsunternehmen. Wir unterstützen Firmen in 
allen betriebswirtschaftlichen, steuerlichen 
und rechtlichen Fragen unter Berück-
sichtigung von länderspezifi schen An-
forderungen. Zu unseren Mitgliedern 
zählen unabhängige Wirtschafts-
prüfer, Steuerberater, Rechtsanwälte 
und Unternehmensberater in der 
ganzen Welt.

NEXIA-Experten denken und 
handeln wie mittelständische 
Unternehmer. Wir agieren praxis- 
und lösungsorientiert und setzen 
genau da an, wo der Nutzen am 
größten ist. Gemeinsam mit den 
Auftraggebern entwickeln wir 
maßgeschneiderte Konzepte und 
Umsetzungsmodelle. Mandanten 
stehen immer feste Ansprechpartner 
zur Seite, die eine zuverlässige Durch-
führung aller Projekte gewährleisten.
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NEXIA International ist seit über 40 Jahren auf
Wachstumskurs und zählt heute zu den Top Ten 
der Branche. Zur Zeit arbeiten für NEXIA über
22.000 Mitarbeiter in mehr als 100 Ländern. Das 
Fachmagazin „International Accounting Bulletin“ 
hat NEXIA International den Award „Rising Star 
Network“ verliehen.

NEXIA Deutschland GmbH ist bundesweit mit  
27 Büros präsent. Dies gewährleistet eine starke
regionale Verankerung bei gleichzeitiger inter­
nationaler Anbindung.
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Der deutsche Gesetzgeber hat mit dem Anspruch 
des Bürokratieabbaus für mittelständische Unter-
nehmen in einem vergleichsweise zügigen Gesetz-
gebungsverfahren noch Ende 2012 das Kleinstkapi-
talgesellschaften-Bilanzrechtsänderungsgesetz (kurz: 
MicroBilG) In Kraft treten lassen, so dass bereits 
Jahresabschlüsse, die nach dem 30.12.2012 enden, 
davon profitieren können. Allerdings wird in dem 
Gesetz (und auch schon in der Gesetzesbegründung 
der Bundesregierung) deutlich, wie wenig Spielraum 
der nationale Gesetzgeber im Bereich der handels-
rechtlichen Rechnungslegung noch hat. Letztlich 
konnte er nur die von der EU im Frühjahr 2012 ver-
abschiedete Micro-Richtlinie umsetzen. Bei dieser 
bleiben die Entlastungen für die Kleinstkapitalge-
sellschaften (KleinstKapG) weit hinter den zunächst 
diskutierten Möglichkeiten zurück.
 
Konkret wird eine neue Größenklasse in § 267a 
HGB implementiert, die KleinstKapG. Diese müs-
sen dann bestimmte Aufstellungs-, Ausweis- und 
Offenlegungspflichten nicht erfüllen, wenn sie ei-
nerseits an zwei Abschlussstichtagen jeweils zwei 
der Grenzwerte 350.000 € Bilanzsumme, 700.000 € 
Nettoumsatzerlöse und zehn Mitarbeiter nicht über-
schreiten. Da Holdinggesellschaften i.d.R. keine  
Umsatzerlöse ausweisen und nur wenig Mitarbeiter 
beschäftigen, werden diese – obwohl vom Gesetz- 
und Richtliniengeber wohl nicht beabsichtigt – auch 
als KleinstKapG zu behandeln sein. 

Andererseits dürfen als KleinstKapG klassifizierte 
Kapitalgesellschaften keine Bewertung von Bi-
lanzansätzen zum beizulegenden Zeitwert vorneh-
men. Der einzige denkbare Anwendungsfall ist die 
Bewertung von Vermögensgegenständen, die dem 
Zugriff aller übrigen Gläubiger entzogen sind und 
ausschließlich der Erfüllung von Schulden aus Al-
tersversorgungsverpflichtungen oder vergleichba-
ren langfristig fälligen Verpflichtungen dienen (sog. 
Deckungsvermögen) gem. § 246 Abs. 2 Satz 2 HGB 
i.V.m. § 253 Abs. 1 Satz 4 HGB. Sollte eine Kleinst-
KapG einen derartigen Sachverhalt zu bilanzieren 
haben, verlangt der neu eingefügte § 253 Abs. 1  
Satz 6 HGB eine Bewertung dieser Vermögens-
gegenstände bei Inanspruchnahme der Erleichte-
rungen zu den fortgeführten Anschaffungskosten. 

Als die zentrale Erleichterung für KleinstKapG kann 
der unter bestimmten Voraussetzungen mögliche 

komplette Verzicht der Anhangerstellung gesehen 
werden. Konkret fordert § 264 Abs. 1 Satz 5 HGB 
für KleinstKapG für einen Anhangverzicht jedoch 
unter der Bilanz Angaben 
•	 �zu Haftungsverhältnissen i.S.d. §§ 251, 268  

Abs. 7 HGB, 
•	 �zu Vorschüssen/Krediten an Mitglieder der Ver-

waltungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichtsor-
gane i.S.d. § 285 Nr. 9c HGB sowie 

•	 �zu Transaktionen eigener Aktien i.S.d. § 160 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AktG. 

Zudem werden für besondere Umstände, in denen 
der Jahresabschluss kein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild vermittelt, zusätzliche 
Angaben unter der Bilanz verlangt. Hierbei wird 
jedoch vermutet, dass auch der verkürzte Jahresab-
schluss von KleinstKapG ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild zu vermitteln vermag. 

Die Bilanz und GuV dürfen im Vergleich zu den 
für kleine Kapitalgesellschaften geltenden Erleich-
terungen noch einmal reduziert werden. Ohne die 
latenten Steuern, von denen nach § 274a Nr. 5 HGB 
kleine Kapitalgesellschaften befreit sind, umfasst 
die Bilanz auf der Aktiv- und Passivseite jeweils nur 
vier Posten; die GuV kommt mit acht Posten aus. 
Allerdings dürfen bei Nutzung der Erleichterung 
zur Aufstellung einer verkürzten GuV gem. § 275 
Abs. 5 HGB nicht noch zusätzlich die Erleichte-
rungen des § 276 HGB bezüglich der Verwendung 
der zusammengefassten Position „Rohergebnis“ als 
Ausgangspunkt für die GuV Anwendung finden.
 
Völlig ungeklärt ist, ob damit alle übrigen Anga-
bepflichten, die sich aus dem HGB oder anderen 
Gesetzen ergeben, entfallen können. Anzunehmen 
ist dies sicherlich für alle Wahlpflichtangaben, die 
entweder in der Bilanz oder im Anhang erfolgen 
können. Für weitere Untergliederungsnotwendig-
keiten (z.B. § 272 Abs. 1a HGB, § 42 Abs 1 GmbHG) 
ist dies aber nicht eindeutig. Zudem wurde die 
Möglichkeit zur Hinterlegung der Bilanz geschaf-
fen, die jedoch nur eine abgeschwächte Form der 
Offenlegung darstellt.

Somit sind im Endeffekt kaum ernsthafte Erleichte-
rungen eingeräumt worden. Abzuwarten bleibt, ob 
bald weitere Bürokratieerleichterungen hinzukom-
men, wobei für diese Größenklasse insbesondere 
eine Rückkehr zur Einheitsbilanz sinnvoll erscheint.

MicroBilG – der Gesetzgeber  
zwischen Anspruch und Wirklichkeit
von Prof. Dr. Stefan Müller* 

Prof. Dr. Stefan Müller ist an der 
Helmut-Schmidt-Universität in 
Hamburg Inhaber der Professur 
für Betriebswirtschaftslehre
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Bilden die in der Handelsbilanz passivierten Rückstellungen die Wertobergrenze für Rückstellun-
gen in der Steuerbilanz? Hierüber ist in den vergangenen Monaten ein heftiger Streit entbrannt, 
nachdem die OFD Münster mit Verfügung vom 13.07.2012 die Frage aufgeworfen und mit „Ja“ 
beantwortet hat. Im Kern geht es dabei auch darum, ob der BilMoG-Gesetzgeber das Verspre-
chen der „Steuerneutralität“ einlöst. Der nachfolgende Beitrag erläutert die Problemstellung 
und zeigt anhand eines Beispielfalls auf, welche erheblichen steuerlichen Konsequenzen sich 
für die betroffenen Unternehmen ergeben können, wenn die Finanzverwaltung mit ihrer Auffas-
sung Recht behält.

Benno Lange*)

Handelsbilanzielle Rückstellungen 
als Obergrenze für die Steuerbilanz?
– �Eine Fallstudie zu den Auswirkungen beabsichtigter  

Änderungen bei der Bewertung –

I. Neuerungen bei der Bewertung von 
Rückstellungen

1. Änderungen durch das BilMoG
Das BilMoG hat als eine der wesentlichen Neuerungen 
eine Veränderung bei der Bewertung langfristiger Rück-
stellungen gebracht. Sie sind nunmehr i.H. des „nach 
vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen 
Erfüllungsbetrags“ anzusetzen (§ 253 Abs. 1 Satz 2 HGB). 
Dieser Erfüllungsbetrag beinhaltet auch zu erwartende 
zukünftige Preis- und Kostensteigerungen. Gleichzeitig 
sind „Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als 
einem Jahr (…) mit dem ihrer Restlaufzeit entsprechen-
den durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen 
sieben Jahre abzuzinsen“ (§ 253 Abs. 2 Satz 1 HGB). 
Dieser maßgebliche Zinssatz wird monatlich durch die 
Deutsche Bundesbank bekannt gegeben.

Die veränderten Bewertungsvorschriften sind insbe-
sondere relevant für langfristige, der Höhe nach nicht 
genau feststehende Sachleistungsverpflichtungen, wie 
z.B. Verpflichtungen zur Abraumbeseitigung, zum 
Abbruch von Gebäuden und Aufbauten, zur Rekulti-
vierung ausgebeuteter Flächen, zur Entsorgung von 
schadstoff-belasteten Abfällen oder zur Nachsorge 
von Deponien. Kennzeichnend für diese Verpflich-
tungen ist regelmäßig, dass sie wirtschaftlich in der 
aktiven Betriebsphase verursacht werden. Die er-
forderlichen Rückstellungen werden daher in dieser 
Zeit (sog. Verteilungsperiode) ratierlich aufgebaut. In 
dem sich anschließenden Erfüllungszeitraum kommt 
das Unternehmen seinen Verpflichtungen nach und 
entnimmt die hierfür entstehenden Aufwendungen 
den gebildeten Rückstellungen, die sich hierdurch 
sukzessive abbauen.

Bis zum Inkrafttreten des BilMoG wurden derartige 
Rückstellungen i.d.R. auf der Basis der Preisverhältnisse 
zum jeweiligen Bilanzstichtag mit dem Nominalbetrag 
der voraussichtlich anfallenden Aufwendungen (ohne 
Abzinsung) bewertet. Ist der Zinssatz für die Abzinsung 
höher als die erwartete Teuerungsrate, ergibt sich durch 
die BilMoG-Bewertung im Vergleich zu den früheren 
Bewertungsregeln ein geringerer Rückstellungsbetrag.

Bei der erstmaligen Anwendung (bei kalendergleichem 
Geschäftsjahr i.d.R. im Jahresabschluss 2010) waren die 
Rückstellungen grundsätzlich an die neuen Bewertungsre-
geln anzupassen. Im Falle einer Reduzierung war diese (nach 
Abzug etwaiger latenter Steuern) unmittelbar als Zugang 
bei den Gewinnrücklagen zu erfassen; eine Berührung der 
GuV erfolgte nicht. Alternativ können die Unternehmen 
die bisherigen höheren Wertansätze fortführen, soweit an-
dernfalls eine Zuführung bis zum 31.12.2024 vorzunehmen 
wäre (Art. 67 Abs. 1 Satz 2 ff. EGHGB).

2. Konsequenzen für die Steuerbilanz
a) Grundlagen
Seit dem Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 enthält 
§ 6 Abs. 1 Nr. 3a EStG zahlreiche Spezialvorschriften 
für die steuerliche Bewertung von Rückstellungen. So 
ist dort u.a. – lange vor Inkrafttreten des BilMoG – eine 
Abzinsungspflicht für langfristige Rückstellungen mit 
einem Zinssatz von 5,5% p.a. eingeführt worden. Anders 
als im Handelsrecht ist eine Berücksichtigung künftiger 
Preis- und Kostensteigerungen nicht zulässig.

Hinsichtlich der Abzinsung von Rückstellungen für 
Sachleistungsverpflichtungen ist der Zeitraum bis zum 
Beginn der Erfüllung maßgebend. In den Fällen, in de-
nen sich die Erfüllung über einen längeren Zeitraum 

*) WP/StB/FBIStR 
Benno Lange ist Ge-
sellschafter der DHPG 
Dr. Harzem & Partner 
KG in Gummersbach, 
Mitglied von NEXIA 
Deutschland.
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erstreckt, verläuft der Abzinsungszeitraum somit lediglich vom 
Bilanzstichtag bis zum Beginn des Erfüllungszeitraums. Steht 
dieser unmittelbar bevor oder liegt er gar in der Vergangenheit, 
kommt es nach der steuerlichen Bewertungsvorschrift nicht 
zu einer Abzinsung, während handelsrechtlich sämtliche in 
der Zukunft anfallenden Aufwendungen entsprechend ihrer 
Restlaufzeit abzuzinsen sind.

In derartigen Fallkonstellationen kann – trotz des regelmäßig 
höheren steuerlichen Zinssatzes und trotz der steuerlich nicht 
zu berücksichtigenden Preis- und Kostensteigerungen – der 
sich nach § 6 Abs. 1 Nr. 3a EStG ergebende Rückstellungsbetrag 
höher sein als der handelsrechtliche Wert.

b) Auffassung der Finanzverwaltung
Diesen Umstand hat zwischenzeitlich – wenn auch recht spät 
– die Finanzverwaltung erkannt. So überraschte die OFD 
Münster die Fachwelt mit ihrer Verfügung vom 13.07.2012, 
wonach in derartigen Fällen der Handelsbilanz-Wert die 
Obergrenze für die Steuerbilanz bilden soll (vgl. BiM 2012 
S. 73, 92). Die OFD Münster leitet diese Interpretation aus 
dem Einleitungssatz von § 6 Abs. 1 Nr. 3a EStG ab, wonach 
„Rückstellungen (…) höchstens insbesondere unter Berück-
sichtigung folgender Grundsätze anzusetzen“ sind. Den Begriff 
„höchstens“ interpretiert die Finanzverwaltung im Sinne eines 
Vergleichs zwischen dem nach handelsrechtlichen und nach 
steuerrechtlichen Vorschriften ermittelten Ansatz, wobei in der 
Steuerbilanz stets der geringere der beiden Werte anzusetzen 
sei. Hierbei stützt sich die Finanzverwaltung auf die Gesetzes-
begründung zum Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002, 
mit dem die Vorschrift eingeführt wurde.

c) Gegenteilige Literaturauffassungen
Diese Auffassung ist in der Fachliteratur nahezu einhellig auf 
heftige Kritik und Ablehnung gestoßen. Die Kritiker wei-
sen darauf hin, dass die „höchstens“-Regelung keineswegs 
zwingend einen Abgleich von handels- und steuerrechtli-
chem Rückstellungswert erfordert, sondern vielmehr einen 
allgemeinen Bewertungsgrundsatz aufstelle, wonach der sich 
nach den steuerlichen Vorgaben ermittelte Wertansatz nicht 
überschritten werden dürfe.

Den Verweis auf die Gesetzesbegründung zum Steuerentlas-
tungsgesetz 1999/2000/2002 kontern die Kritiker mit dem 
Hinweis auf das BilMoG. Dieses habe zu einer generellen 
Entkoppelung von Handels- und Steuerbilanz geführt und 
insbesondere – ausweislich der Gesetzesbegründung – eine 
Steuerneutralität zum Ziel gehabt, die durch die Auffassung 
der Finanzverwaltung konterkariert werde. Im Übrigen habe 
das BilMoG Fallkonstellationen, in denen handelsrechtliche 
Rückstellungen geringer sind als steuerrechtliche, überhaupt 
erst ermöglicht. Im Jahr 1999 habe es solche Fälle nicht ge-
geben, so dass bezweifelt werden müsse, ob der Gesetzgeber 
das „höchstens“ in § 6 Abs. 1 Nr. 3a EStG heute noch genauso 
interpretieren würde wie im Jahr 1999.

d) (Vorgesehene) Regelung in den EStÄR 2012
Bislang haben sich die Kritiker nicht durchsetzen können. In 
den Einkommensteuer-Änderungsrichtlinien 2012, die vom 

Bundesrat am 14.12.2012 – allerdings mit Vorbehalt – ver-
abschiedet wurden, wird die Auffassung der OFD Münster 
bestätigt. Dort heißt es in R 6.11 Abs. 3: „Mit Ausnahme der 
Pensionsrückstellungen darf die Höhe der Rückstellung in der 
Steuerbilanz den zulässigen Ansatz in der Handelsbilanz nicht 
überschreiten.“ Auch diese Entscheidung kam überraschend, 
da sich der Finanzausschuss des Bundesrats wenige Tage zuvor 
dafür ausgesprochen hatte, die Bestimmung zu streichen und 
explizit eine Regelung aufzunehmen, wonach der handels-
rechtliche Wert keine Obergrenze für die Steuerbilanz bildet.

Immerhin hat der Bundesrat eine flankierende Regelung 
durchgesetzt, wonach der Gewinn, der sich aus der erstmaligen 
Anwendung des BilMoG durch die Auflösung von Rückstel-
lungen ergibt, nicht im ersten Jahr (im Regelfall 2010) in voller 
Höhe versteuert werden muss. Dieser Gewinn kann i.H. von 
14/15 durch Passivierung einer gewinnmindernden Rücklage 
in der Steuerbilanz neutralisiert werden. Diese Rücklage ist in 
den folgenden vierzehn Wirtschaftsjahren jeweils mit mindes-
tens einem 1/15 des Ursprungsgewinns (= 1/14 der Rücklage) 
gewinnerhöhend aufzulösen. Bei Inanspruchnahme dieser 
Regelung kann im Ergebnis eine gleichmäßige Verteilung des 
Gewinns auf 15 Jahre erreicht werden. Allerdings sind die 
EStÄR 2012 bisher noch nicht endgültig beschlossen worden.

II. Beispielfall

1. Sachverhalt
Die A-GmbH, ein Bergbauunternehmen, stellt ihren Jahresab-
schluss zum 31.12.2010 erstmals unter Anwendung der Vor-
schriften des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes (BilMoG) 
auf. Hierbei ist der folgende Sachverhalt bilanziell zu würdigen:

Die A-GmbH hat auf einem in ihrem Eigentum befindlichen 
Gelände mit behördlicher Genehmigung über viele Jahre Kies 
abgebaut. Am 31.12.2010 sind die Kiesvorräte erschöpft und 
die Genehmigung ausgelaufen. Das Unternehmen stellt zu 
diesem Zeitpunkt den Kiesabbau ein. Ab dem 01.01.2011 ist 
die A-GmbH verpflichtet, die bestehenden Förderanlagen 
abzubauen und das gesamte Gelände zu rekultivieren. Hier-
für rechnet die A-GmbH über einen Zeitraum von 20 Jahren 
(2011-2030) mit jährlichen Kosten von 1 Mio. € (nach den 
Preisverhältnissen am 31.12.2010). Die A-GmbH erwartet, 
dass die Kosten aufgrund der allgemeinen Preisentwicklung 
pro Jahr um 2% steigen werden.

Aus Vereinfachungsgründen wird davon ausgegangen, dass die 
jährlichen Ausgaben jeweils einmalig am Jahresende anfallen.

2. Bilanzierung in der Handelsbilanz
Die Verpflichtung zum Abriss der Förderanlagen und zur Re-
kultivierung des Geländes stellt eine ungewisse Verbindlichkeit, 
für die die A-GmbH eine Rückstellung nach § 249 Abs. 1 Satz 1 
HGB zu bilden hat. Diese war ratierlich in den Jahren zu bilden, 
in denen die A-GmbH den Kiesanbau betrieb (Verteilungsrück-
stellung). Zum 31.12.2010 muss die A-GmbH die Rückstellung 
in ihrer Handelsbilanz erstmals nach den Vorschriften des Bil-
MoG bewerten. Hiernach kommt für die Bewertung der „nach 
vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendige Erfül-
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lungsbetrag“ zur Anwendung. Dabei sind die bis zur Erfüllung 
erwarteten Preis- und Kostensteigerungen zu berücksichtigen.

Im Gegenzug ist die Rückstellung abzuzinsen, weil die Restlauf-
zeit mehr als ein Jahr beträgt. Die Abzinsung erfolgt mit einem 
der Restlaufzeit der Verpflichtung entsprechenden Zinssatz, 
der sich aus dem Durchschnitt der letzten sieben Jahre ergibt. 
Bei Verpflichtungen, die gleichmäßig über einen bestimmten 
Zeitraum erfüllt werden, darf eine durchschnittliche Restlauf-
zeit angenommen werden. Diese beträgt im vorliegenden Fall 
10 Jahre, woraus sich ein (gerundeter) Zinssatz von 5% ergibt 
(der tatsächliche Zinssatz für eine Laufzeit von 10 Jahren be-
trug am 31.12.2010 4,86%).

Zum 31.12.2010 beträgt der Nominalwert der Verpflichtung 
20.000.000 €. Unter Berücksichtigung der erwarteten Preis- 
und Kostensteigerungen ergibt sich ein Erfüllungsbetrag von 
24.783.317 € (vgl. Abb. 1); der abgezinste Erfüllungsbetrag 
beträgt 14.958.710 €.

Abb. 1: Erfüllungsbetrag / Barwert zum 31.12.2010 (in )

Jahr Ausgaben p.a. Erfüllungsbetrag Barwert

2011 1.000.000 1.020.000 971.429 

2012 1.000.000 1.040.400 943.673 

2013 1.000.000 1.061.208 916.711 

2014 1.000.000 1.082.432 890.520 

2015 1.000.000 1.104.081 865.076 

2016 1.000.000 1.126.162 840.360 

2017 1.000.000 1.148.686 816.349 

2018 1.000.000 1.171.659 793.025 

2019 1.000.000 1.195.093 770.367 

2020 1.000.000 1.218.994 748.357 

2021 1.000.000 1.243.374 726.975 

2022 1.000.000 1.268.242 706.204 

2023 1.000.000 1.293.607 686.027 

2024 1.000.000 1.319.479 666.426 

2025 1.000.000 1.345.868 647.386 

2026 1.000.000 1.372.786 628.889 

2027 1.000.000 1.400.241 610.921 

2028 1.000.000 1.428.246 593.466 

2029 1.000.000 1.456.811 576.510 

2030 1.000.000 1.485.947 560.038 

Summe 20.000.000 24.783.317 14.958.710

Während die Rückstellung vor Inkrafttreten des BilMoG – ohne 
Preis- und Kostensteigerungen und ohne Abzinsung – mit 20 
Mio. € zu bewerten war, ergibt sich aufgrund der BilMoG-Vor-
schriften ein um rd. 5 Mio. € geringerer Rückstellungsbetrag.

Die A-GmbH hat zum 31.12.2010 ein Wahlrecht: Sie kann 
die Rückstellung in ihrer Handelsbilanz auf den abgezinsten 
Erfüllungsbetrag reduzieren. In diesem Fall hat die Auflösung 
der Rückstellung ohne Berührung der GuV unmittelbar zu-
gunsten der Gewinnrücklagen zu erfolgen. Die Entwicklung 
der Rückstellung in den Folgejahren zeigt Abb. 2.

Abb. 2: Entwicklung der Rückstellungen (Handelsbilanz) in € €

Jahr Anfang 
GJ Verbrauch Zuführung Ende GJ

2011 14.958.710 1.020.000 747.935 14.686.645 

2012 14.686.645 1.040.400 734.332 14.380.578 

2013 14.380.578 1.061.208 719.029 14.038.398 

2014 14.038.398 1.082.432 701.920 13.657.886 

2015 13.657.886 1.104.081 682.894 13.236.700 

2016 13.236.700 1.126.162 661.835 12.772.372 

2017 12.772.372 1.148.686 638.619 12.262.305 

2018 12.262.305 1.171.659 613.115 11.703.761 

2019 11.703.761 1.195.093 585.188 11.093.857 

2020 11.093.857 1.218.994 554.693 10.429.555 

2021 10.429.555 1.243.374 521.478 9.707.659 

2022 9.707.659 1.268.242 485.383 8.924.800 

2023 8.924.800 1.293.607 446.240 8.077.433 

2024 8.077.433 1.319.479 403.872 7.161.826 

2025 7.161.826 1.345.868 358.091 6.174.049 

2026 6.174.049 1.372.786 308.702 5.109.966 

2027 5.109.966 1.400.241 255.498 3.965.222 

2028 3.965.222 1.428.246 198.261 2.735.237 

2029 2.735.237 1.456.811 136.762 1.415.188 

2030 1.415.188 1.485.947 70.759 0 

Summe   24.783.317 9.824.607  

Alternativ kann sie den höheren Rückstellungsansatz beibe-
halten, soweit der Auflösungsbetrag bis zum 31.12.2024 der 
Rückstellung wieder zugeführt werden müsste. Im vorliegen-
den Fall würden die Zuführungen in den Jahren 2011 bis 2024 
aufgrund der sukzessiven Aufzinsung der Rückstellung rd. 
8,5 Mio. € betragen. Dieser Betrag übersteigt den eigentlich 
erforderlichen Auflösungsbetrag von 5 Mio. €. Die A-GmbH 
kann daher den bisherigen Rückstellungsansatz (20 Mio. €) 
beibehalten.

Für die nachfolgenden Berechnungen soll davon ausgegangen 
werden, dass die A-GmbH eine Reduzierung ihrer Rückstel-
lungen auf den abgezinsten Erfüllungsbetrag vornimmt und 
von dem Beibehaltungswahlrecht keinen Gebrauch macht.

3. Bilanzierung in der Steuerbilanz
Nach den besonderen Bewertungsvorschriften des § 6 Abs. 1  
Nr. 3a EStG ist die Rückstellung in der Steuerbilanz zum 
31.12.2010 grundsätzlich nicht abzuzinsen, da der Beginn 
der Erfüllung der Abbruch- und Rekultivierungsverpflich-
tung unmittelbar bevorsteht (vgl. auch BMF-Schreiben vom 
09.12.1999, BStBl I 1999 S. 1127). Gleichzeitig dürfen zukünfti-
ge Preis-und Kostensteigerungen nicht berücksichtigt werden 
(§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. f EStG). Somit wäre die Rückstellung 
i.H. des Nominalbetrags von 20 Mio. € in der Steuerbilanz 
anzusetzen. In den Folgejahren würde die Rückstellung jähr-
lich i.H. der anfallenden Kosten (1 Mio. € p.a. zzgl. erfolgter 
Preissteigerungen) in Anspruch genommen. Außerdem wäre 
die Rückstellung aufwandswirksam zu erhöhen, um die ausste-
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henden Teilbeträge mit den Preisverhältnissen am jeweiligen 
Bilanzstichtag zu bewerten (vgl. Abb. 3).

Abb. 3: Entwicklung der Rückstellungen (Steuerbilanz)  in 

Jahr Anfang GJ Verbrauch Zuführung Ende GJ

2011 20.000.000 1.020.000 400.000 19.380.000 

2012 19.380.000 1.040.400 387.600 18.727.200 

2013 18.727.200 1.061.208 374.544 18.040.536 

2014 18.040.536 1.082.432 360.811 17.318.915 

2015 17.318.915 1.104.081 346.378 16.561.212 

2016 16.561.212 1.126.162 331.224 15.766.274 

2017 15.766.274 1.148.686 315.325 14.932.914 

2018 14.932.914 1.171.659 298.658 14.059.913 

2019 14.059.913 1.195.093 281.198 13.146.018 

2020 13.146.018 1.218.994 262.920 12.189.944 

2021 12.189.944 1.243.374 243.799 11.190.369 

2022 11.190.369 1.268.242 223.807 10.145.934 

2023 10.145.934 1.293.607 202.919 9.055.246 

2024 9.055.246 1.319.479 181.105 7.916.873 

2025 7.916.873 1.345.868 158.337 6.729.342 

2026 6.729.342 1.372.786 134.587 5.491.143 

2027 5.491.143 1.400.241 109.823 4.200.724 

2028 4.200.724 1.428.246 84.014 2.856.492 

2029 2.856.492 1.456.811 57.130 1.456.811 

2030 1.456.811 1.485.947 29.136 0 

Summe   24.783.317 4.783.317  

Bei einer solchen Vorgehensweise wäre auch zu jedem nachfol-
genden Bilanzstichtag die steuerrechtliche Rückstellung höher 
als die in der Handelsbilanz ausgewiesene Rückstellung, wobei 
die Abweichung im Zeitablauf geringer wird (vgl. Abb. 4).

Abb. 4: Rückstellungen Handelsbilanz / Steuerbilanz (in )

Jahr Handelsbilanz Steuerbilanz Abweichung

2010 14.958.710 20.000.000 5.041.290

2011 14.686.645 19.380.000 4.693.355

2012 14.380.578 18.727.200 4.346.622

2013 14.038.398 18.040.536 4.002.138

2014 13.657.886 17.318.915 3.661.028

2015 13.236.700 16.561.212 3.324.512

2016 12.772.372 15.766.274 2.993.902

2017 12.262.305 14.932.914 2.670.608

2018 11.703.761 14.059.913 2.356.151

2019 11.093.857 13.146.018 2.052.162

2020 10.429.555 12.189.944 1.760.389

2021 9.707.659 11.190.369 1.482.710

2022 8.924.800 10.145.934 1.221.135

2023 8.077.433 9.055.246 977.813

2024 7.161.826 7.916.873 755.047

2025 6.174.049 6.729.342 555.293

2026 5.109.966 5.491.143 381.177

2027 3.965.222 4.200.724 235.502

2028 2.735.237 2.856.492 121.255

2029 1.415.188 1.456.811 41.623

2030 0 0 0

Folgt man der Auffassung der Finanzverwaltung, wonach 
der handelsbilanzielle Wertansatz der Rückstellungen die 
Wertobergrenze für die Steuerbilanz darstellt, so gilt diese 
Restriktion ab dem 31.12.2010 zu jedem Bilanzstichtag. Die 
Rückstellung in der Steuerbilanz wäre damit zu jedem Stichtag 
auf den handelsbilanziellen Wert gem. Abb. 2 „gedeckelt“. 
Die Auswirkungen dieser Rückstellungsentwicklung auf das 
Steuerbilanzergebnis und damit auch auf das zu versteuernde 
Einkommen sind in Abb. 5 dargestellt.

Abb. 5: Auswirkungen auf den Steuerbilanzgewinn (in )

Jahr
Aufwand  
(regulär) BilMoG-Effekt Summe

2010 0 5.041.290 5.041.290

2011 -400.000 -347.935 -747.935

2012 -387.600 -346.732 -734.332

2013 -374.544 -344.485 -719.029

2014 -360.811 -341.109 -701.920

2015 -346.378 -336.516 -682.894

2016 -331.224 -330.611 -661.835

2017 -315.325 -323.293 -638.619

2018 -298.658 -314.457 -613.115

2019 -281.198 -303.990 -585.188

2020 -262.920 -291.772 -554.693

2021 -243.799 -277.679 -521.478

2022 -223.807 -261.576 -485.383

2023 -202.919 -243.321 -446.240

2024 -181.105 -222.767 -403.872

2025 -158.337 -199.754 -358.091

2026 -134.587 -174.116 -308.702

2027 -109.823 -145.675 -255.498

2028 -84.014 -114.247 -198.261

2029 -57.130 -79.632 -136.762

2030 -29.136 -41.623 -70.759

Summe -4.783.317 0 -4.783.317

Neben dem „normalen“ Aufwand aufgrund der jährlichen 
Preis- und Kostensteigerungen ist nunmehr zusätzlich der 
„BilMoG-Effekt“ aus der Abzinsung zu berücksichtigen. Dieser 
Effekt führt im Erstjahr (2010) zu einem hohen (steuerpflich-
tigen) Ertrag von 5.041.290 €, dem in den Folgejahren ein 
jährlicher (ratierlich fallender) Aufwand aus der Aufzinsung 
gegenüber steht. Im Zeitablauf gleichen sich diese Effekte aus. 
Es bleibt jedoch bei der zeitlichen Verschiebung (Ertrag jetzt, 
Aufwand in der Zukunft), der erhebliche Zins- und Liquidi-
tätsnachteile aufgrund früherer Steuerzahlungen bedeutet. 
So würde der Ertrag im Erstjahr bei der A-GmbH eine zu-
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sätzliche Steuerbelastung von rd. 1,5 Mio. € auslösen – bei 
einem angenommenen Gesamtsteuersatz (Gewerbesteuer, 
Körperschaftsteuer und Solidaritätszuschlag) von 30%.

Um diese Nachteile zumindest abzumildern, räumt die Fi-
nanzverwaltung gem. EStÄR 2012 den Unternehmen das 
Wahlrecht ein, den Gewinn aus der erstmaligen Anwendung 
der BilMoG-Regeln auf 15 Jahre zu verteilen. Technisch erfolgt 
dies durch Bildung einer Rücklage im Erstjahr i.H. von 14/15 
des Gewinns und Auflösung dieser Rücklage zu mindestens 
1/14 p.a. in den Folgejahren.

Die Auswirkungen auf den Steuerbilanzgewinn bei Ausübung 
des Verteilungswahlrechts zeigt Abb. 6. Hier wird deutlich, dass 
das Wahlrecht der A-GmbH eine weitgehende Neutralisierung 
des „BilMoG-Effekts“ ermöglicht. Von den 5.041.290 € Rück-
stellungsauflösung im Erstjahr können 4.705.204 € durch die 
Bildung der Rücklage neutralisiert werden. In den Folgejahren 
ist die Rücklage jährlich mit 336.086 € aufzulösen. Diesem 
Ertrag stehen Aufwendungen aus der Aufzinsung der Rück-
stellung (Umkehr des „BilMoG-Effekts“) in vergleichbarer 
Größenordnung gegenüber.

Abb. 6: Steuerbilanzgewinn bei Verteilung auf 15 Jahre (in )

Jahr regulär
BilMoG-
Effekt

Rücklagen Summe

2010 0 5.041.290 -4.705.204 336.086

2011 -400.000 -347.935 336.086 -411.849

2012 -387.600 -346.732 336.086 -398.246

2013 -374.544 -344.485 336.086 -382.943

2014 -360.811 -341.109 336.086 -365.834

2015 -346.378 -336.516 336.086 -346.808

2016 -331.224 -330.611 336.086 -325.749

2017 -315.325 -323.293 336.086 -302.533

2018 -298.658 -314.457 336.086 -277.029

2019 -281.198 -303.990 336.086 -249.102

2020 -262.920 -291.772 336.086 -218.607

2021 -243.799 -277.679 336.086 -185.392

2022 -223.807 -261.576 336.086 -149.297

2023 -202.919 -243.321 336.086 -110.154

2024 -181.105 -222.767 336.086 -67.786

2025 -158.337 -199.754   -358.091

2026 -134.587 -174.116   -308.702

2027 -109.823 -145.675   -255.498

2028 -84.014 -114.247   -198.261

2029 -57.130 -79.632   -136.762

2030 -29.136 -41.623   -70.759

Summe -4.783.317 0 0 -4.783.317

Hier zeigt sich, dass das Verteilungswahlrecht über 15 Jahre 
unbedingt erforderlich ist, um den betroffenen Unternehmen 
die dramatischen Konsequenzen aus der Auffassung der Fi-
nanzverwaltung einigermaßen erträglich zu gestalten. Eine 
weitgehende Neutralisierung in den einzelnen Jahren ergibt 

sich dabei, wenn der Rest-Erfüllungszeitraum (im Beispiel: 
20 Jahre) und der Auflösungszeitraum für die Rücklage (14 
Jahre) ähnlich lang sind. Ist der Erfüllungszeitraum dagegen 
deutlich länger, treten die Gewinnerhöhungen früher ein als 
die gegenläufigen Aufwandsbuchungen, so dass ein Zins- und 
Liquiditätsnachteil für die Unternehmen verbleibt.

III. Fazit und Ausblick

Der vorstehende Beispielfall hat gezeigt, dass die Auffassung 
der Finanzverwaltung, wonach die handelsbilanziellen Rück-
stellungswerte die Obergrenze für die Steuerbilanz bilden sol-
len, erhebliche steuerliche Auswirkungen hat. Den betroffenen 
Unternehmen, insbesondere aus dem Berg- und Tagebau sowie 
der Abfallwirtschaft mit ihren langfristigen und kosteninten-
siven Verpflichtungen zur Rekultivierung und Entsorgung, 
drohen damit hohe Steuernachzahlungen.

Besonders misslich ist der Umstand, dass die Regelung bereits 
(rückwirkend) für das erste BilMoG-Jahr (i.d.R. das Wirt-
schaftsjahr 2010) anzuwenden sein soll. Dies hätte nicht nur 
eine Verzinsung von Nachzahlungen zur Folge, sondern nimmt 
den Unternehmen auch weitestgehend alle Reaktionsmöglich-
keiten. Die Entscheidung, die Rückstellung in der Handels-
bilanz zu reduzieren oder von dem Beibehaltungswahlrecht 
Gebrauch zu machen, wurde im Rahmen der Abschlusser-
stellung 2010 getroffen und lässt sich ohne größeren Aufwand 
kaum noch revidieren. Dass diese Frage einmal steuerliche 
Relevanz erlangen könnte, haben seinerzeit wohl nur die we-
nigsten geahnt.

Man darf mit Spannung erwarten, welche Auffassung sich 
letztlich durchsetzen wird. Oberwasser könnte die Finanz-
verwaltung durch eine aktuelle Entscheidung des BFH be-
kommen, der sich – eher beiläufig – der verwaltungsseitigen 
Interpretation der „höchstens“-Klausel ausgesprochen hat 
(vgl. S. 45 im vorliegenden Heft). Allerdings ging es in dem 
Streitfall um ein Jahr vor Inkrafttreten des BilMoG. Es ist 
durchaus wahrscheinlich, dass sich der BFH in einigen Jahren 
mit der Fragestellung vor dem Hintergrund des BilMoG erneut 
zu befassen hat.

 Literaturhinweise:
- �Briesemeister/Joisten/Vossel, Handelsrechtlicher Bewer-

tungsvorbehalt im Rahmen steuerrechtlicher Rückstellungs-
bewertung nach § 6 Abs. 1 Nr. 3a EStG, FR 2013 S. 164.

- �Buchholz, Die Reichweite der Maßgeblichkeit handelsrecht-
licher Bilanzwerte bei Bewertung von Rückstellungen in der 
Steuerbilanz, Ubg 2012 S. 777.

- �Heinz/Kemper, Die „BilMoG-Falle“, NWB 2012 S. 3543.
- �Meurer, Maßgeblichkeit niedrigerer handelsrechtlicher Bi-

lanzwerte im Rahmen der steuerlichen Rückstellungsbewer-
tung, BB 2012 S. 2807.

- �Prinz, Das BilMoG als fiskalische Wundertüte?, DB 35/2012 
S. 1.

- �Zwirner/Endert/Sepetauz, Zur Maßgeblichkeit bei der steu-
erlichen Rückstellungsberechnung, DStR 2012 S. 2094.
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Die Gründe und Anlässe für die Bewertung einer Immobilie oder eines Immobilienbestands sind 
in der Praxis äußerst vielfältig. Gegenstand der Bewertung können dabei einzeln im Privat- 
bzw. Betriebsvermögen gehaltene Immobilien oder aber Anteile an immobilienhaltenden 
Gesellschaften im unternehmerischen wie auch im nicht-unternehmerischen Bereich sein. 
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I. Einleitung

Der jeweilige Bewertungszweck bzw. Bewertungsanlass 
gibt nicht nur den Wertbegriff, sondern auch die Vor-
gehensweise jeder Wertermittlung vor. Dabei bestehen 
zwischen den Bewertungsanlässen durchaus (mittelbar) 
Interdependenzen, da beispielsweise der für eine Immo-
bilie im Rahmen einer (beabsichtigten oder realisierten) 
Transaktion ermittelte Wert in der weiteren Folge sowohl 
für die Rechnungslegung als auch für die Finanzierung 
und Besteuerung (zumindest) als Vergleichsgröße oder 
Maßstab Bedeutung haben kann.

In Deutschland sind die Bewertungsmethoden in der 
„Verordnung über die Grundsätze für die Ermittlung 
der Verkehrswerte von Grundstücken“ (Immobilien-
wertermittlungsverordnung – ImmoWertV i.d.F. vom 
01.07.2010) gesetzlich verbindlich normiert. Darüber 
hinaus hat das Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) im 
Jahr 2012 unter Bezug auf die in der ImmoWertV gesetz-
lich normierten sowie nach internationalen anerkannten 
Standards entwickelten Bewertungsverfahren den IDW 
ES 10 veröffentlicht, der die Grundsätze darstellt, nach 
denen Wirtschaftsprüfer Immobilien bewerten oder vor-
liegende Immobilienbewertungen beurteilen.

II. Begrifflichkeiten

Jeder Immobilienbewertung liegen die folgenden Begriff-
lichkeiten zugrunde: Bewertet wird zu einem bestimmten 
Bewertungsanlass ein beliebiges Bewertungsobjekt un-
ter Zugrundelegung eines Wertbegriffs und Anwendung 
einer bestimmten Bewertungsmethode.

1. Wertbegriffe
Unter dem Wert einer Immobilie wird der Gegenwert des 
Nutzens verstanden, der zu einem bestimmten Stichtag 
(Bewertungsstichtag) vor dem Hintergrund eines gege-
benen Bewertungsanlasses von dem Bewertungsobjekt 
in der Zukunft erwartet wird. Als relevante Wertbegriffe 
kommen dabei insbesondere der Verkehrswert, Belei-

hungswert, Einheitswert, gemeine Wert, beizulegende 
Wert u.a. in Betracht, denen jeweils unterschiedliche bzw. 
voneinander abweichende Regelungen zugrunde liegen. 
Von dem (im Rahmen der Immobilienbewertung „quasi-
objektivierbaren“) Wert der Immobilie zu unterscheiden 
ist der Preis, der sich in einer individuellen Verhand-
lungssituation zwischen den beteiligten Parteien und 
vor dem Hintergrund individueller Wertvorstellungen 
als Verhandlungsergebnis ergibt.

2. Bewertungsanlässe
Im Einzelnen können die Anlässe einer Immobilienbe-
wertung wie folgt klassifiziert werden:

(1) Transaktionsbezogene Bewertungsanlässe: Die 
transaktionsbezogenen Bewertungsanlässe betreffen 
den Kauf, Verkauf bzw. sonstige Übertragungen von 
Immobilien und Immobiliengesellschaften. Da in diesen 
Fällen der Wertbegriff sowie die Bewertungsmethode von 
den Vorstellungen und Vorgaben der an der Transaktion 
beteiligten Parteien abhängen, sind die Methodenwahl-
rechte unter Berücksichtigung des Bewertungsobjekts 
und der Funktion des Immobilienbewerters erheblich.
 
(2) Rechnungslegungsbezogene Bewertungsanlässe: 
Die rechnungslegungsbezogenen Anlässe ergeben sich 
insbesondere aufgrund der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsvorschriften des HGB. Das Bewertungsobjekt, die 
anzuwendende Aggregationsebene der Bewertung und 
die einschlägigen Bewertungsmaßstäbe werden dabei 
durch die Rechnungslegungsnormen vorgegeben. Das 
HGB enthält keine gesonderten Bestimmungen für die 
Immobilienbewertung und keine gesetzliche Normie-
rung von Bewertungsmethoden, sondern regelt in den 
§§ 253 und 255 HGB allgemeine Wertbegriffe, die unter 
Berücksichtigung der Gesetzesbegründung, der Recht-
sprechung, der Kommentarliteratur und anderer Quellen 
auszulegen sind. Insbesondere im Rahmen der Folgebe-
wertung bei voraussichtlich dauernder Wertminderung 
bzw. Wegfall derselben ist der rechnungslegungsbezo-
gene Bewertungsanlass von entscheidender Relevanz. 
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Dies kann vor allem bei immobilienhaltenden Gesellschaften 
eine regelmäßige Überprüfung der Immobilienbewertung 
erfordern. 

(3) Sonstige Bewertungsanlässe: In diese Kategorie können 
aus steuerlichen, finanzierungsbedingten oder versicherungs-
technischen Rahmenbedingungen und aus Nachlassregelun-
gen resultierende Bewertungen eingeordnet werden. 

3. Bewertungsobjekte
IDW ES 10 unterscheidet die Bewertung von Immobilien 
und Immobilienunternehmen, da beide das Objekt einer Be-
wertung sein können. Während die Immobilie bzw. Immobi-
lienportfolien – unter Berücksichtigung handelsrechtlicher 
Vorschriften ggf. unterteilt in Grundstücke und Gebäude – als 
Bewertungsobjekte gesehen werden, sind Immobilienunter-
nehmen – auch sog. Ein-Objekt-Gesellschaften – unabhängig 
vom Bewertungsanlass nach den Grundsätzen des IDW S 1 
zur Unternehmensbewertung und damit als wirtschaftliche 
Unternehmenseinheit und im Zusammenwirken aller Vermö-
genswerte und Schulden zu bewerten. Dies steht im Gegensatz 
zu dem in der Praxis durchaus verbreiteten Ansatz – z.B. bei 
der Bewertung von Kommanditgesellschaften –, häufig eine am 
Wert der Einzelimmobilien und nicht am Unternehmenswert 
orientierte Bewertung vorzunehmen.

Darüber hinaus ist die Abgrenzung des Bewertungsobjekts auch 
durch den Bewertungsanlass determiniert: Bei rechnungsle-
gungsbezogenen Anlässen ist der Einzelbewertungsgrundsatz 
für die Abgrenzung des Bewertungsobjekts maßgebend, wäh-
rend bei transaktionsbezogenen und sonstigen Bewertungs-
anlässen je nach Gestaltung bzw. Zuschnitt des Objekts auch 
eine Zusammenfassung mehrerer im Rechnungslegungssinne 
abgrenzbarer Bewertungsobjekte sachgerecht sein kann.

III. Anwendung von Bewertungsverfahren

Bei der Bewertung von Immobilien können grundsätzlich die 
folgenden Bewertungsverfahren zur Anwendung gelangen:
• �marktpreisorientierte (gegenwartsbezogene) Verfahren 

(Vergleichswertverfahren einschließlich des Verfahrens 
zur Bodenwertermittlung),

• �kostenorientierte (vergangenheitsorientierte) Verfahren 
(Sachwertverfahren),

• �kapitalwertorientierte (zukunftsorientierte) Verfahren (Er-
tragswertverfahren).

Diese Verfahren werden im Folgenden erläutert und ihre Eig-
nung für bestimmte Bewertungsanlässe und Bewertungsob-
jekte dargestellt.

1. �Vergleichswertverfahren einschließlich des Verfahrens 
der Bodenwertermittlung

Im Vergleichswertverfahren (§§ 15 und 16 ImmoWertV) 
wird der Vergleichswert aus einer ausreichenden Anzahl von 
Vergleichspreisen (Marktpreisen) direkt bzw. unmittelbar 
ermittelt, wobei die Kaufpreise solcher Grundstücke heran-
zuziehen sind, die hinreichend übereinstimmende Grund-
stücksmerkmale (wie z.B. Entwicklungszustand, Nutzungsart, 
wertbeeinflussende Rechte und Belastungen, Lagemerkmale, 

vgl. §§ 4 bis 6 ImmoWertV) aufweisen. Ggf. sind Vergleichs
preise aus anderen vergleichbaren Gebieten heranzuziehen, 
wenn keine oder nicht genügend Vergleichspreise auffindbar 
sind. Änderungen der allgemeinen Wertverhältnisse auf dem 
Grundstücksmarkt oder vom Vergleichsobjekt abweichende 
wertbeeinflussende Grundstücksmerkmale sind beispielsweise 
durch Indexreihen, Umrechnungskoeffizienten oder Zu- und 
Abschläge zu berücksichtigen.

Bei bebauten Grundstücken können neben oder anstelle von 
Vergleichspreisen geeignete Vergleichsfaktoren herangezogen 
werden, die zu einer indirekten bzw. mittelbaren Ermittlung 
eines Vergleichswerts führen. Der Vergleichswert ergibt sich 
dann z.B. durch Vervielfachung des jährlichen Ertrags oder 
der sonstigen Bezugseinheit des zu bewertenden Grundstücks 
mit dem Vergleichsfaktor. Im Rahmen der Ermittlung von 
Bodenwerten (§ 16 ImmoWertV) können sog. Bodenricht-
werte herangezogen werden, die sich i.d.R. auf eine Gruppe 
von Grundstücken beziehen und ein idealtypisches Grund-
stück einer Bodenrichtwertzone mit den dort vorherrschenden 
durchschnittlichen Eigenschaften repräsentieren. Die notwen-
digen Vergleichspreise, Vergleichsfaktoren, Umrechnungsko-
effizienten und Indexreihen sowie Bodenrichtwerte werden 
u.a. von den örtlichen bzw. regionalen Gutachterausschüssen 
veröffentlicht, um zu einer weitgehenden Standardisierung der 
Wertermittlung zu gelangen.

Hinweise zur Praxisanwendung: Das Vergleichswertver-
fahren weist einen hohen Marktbezug aus und führt, soweit 
die notwendigen Informationen in ausreichender Qualität 
vorliegen, zu einer Erhöhung in der „Objektivierung“ des 
Immobilienwerts. Es ist i.d.R. für typisierbare Immobilien 
anwendbar und damit für privat genutzte Immobilien (wie 
Einfamilienhäuser und Eigentumswohnungen) ein geeignetes 
Bewertungsverfahren. Darüber hinaus eignet sich das Ver-
gleichswertverfahren auch zur Plausibilisierung der Bewer-
tungsergebnisse des Sachwert- und Ertragswertverfahrens.
  
2. Sachwertverfahren
Im (substanzorientierten) Sachwertverfahren (§§ 21 bis 23 
ImmoWertV) wird der Wert der Immobilie aus den Ersatzbe-
schaffungskosten der Immobilie unter Berücksichtigung der 
Alterswertminderung, des baulichen Zustands und anderer 
wertbeeinflussender Faktoren ermittelt. Der Sachwert ergibt 
sich aus den Herstellungskosten der nutzbaren baulichen An-
lagen und sonstigen Anlagen sowie dem Bodenwert, der auf 
der Grundlage des Vergleichswertverfahrens berechnet wird.

Der Gebäudewert berechnet sich aus der Multiplikation von 
Normalherstellungskosten (marktübliche Kosten für die Neu-
errichtung je Flächen-, Raum- oder sonstiger Bezugseinheit 
zzgl. Baunebenkosten) mit der Anzahl der Bezugseinhei-
ten (z.B. Fläche oder Raum) des Bewertungsobjekts. Diese 
Normalherstellungskosten, die beispielsweise den Werter-
mittlungsrichtlinien von 2006 entnommen werden können, 
sind i.d.R. mit Hilfe geeigneter Baupreisindexreihen an die 
Preisverhältnisse am Wertermittlungsstichtag anzupassen. 
Die Alterswertminderung ist unter Berücksichtigung des 
Verhältnisses der Restnutzungsdauer zur Gesamtnutzungs-
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dauer (als die bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung übli-
che wirtschaftliche Nutzungsdauer) der baulichen Anlage zu 
ermitteln, wobei i.d.R. eine gleichmäßige Wertminderung 
zugrunde zu legen ist. 

Hinweise zur Praxisanwendung: Das Sachwertverfahren 
findet insbesondere Anwendung bei Immobilien, bei denen 
die Ersatzbeschaffungskosten preisbestimmend sind (z.B. 
eigengenutzte Ein- und Zweifamilienhäuser) und Renditeer-
wartungen der Investoren nicht im primären Fokus stehen 
(z.B. Immobilien mit öffentlicher Zweckbindung).

3. Ertragsorientierte Verfahren
a) Überblick
Bei den ertragsorientierten Verfahren werden prognostizierte 
zukünftige finanzielle Überschüsse unter Anwendung eines 
risikoadäquaten Zinssatzes auf den Bewertungszeitpunkt kapi-
talisiert. Der Überschussermittlung werden dabei marktüblich 
erzielbare Mieterträge und (nicht-umlegbare) Bewirtschaf-
tungskosten auf der Grundlage einer marktüblich vermiet-
baren Fläche, ggf. unter Berücksichtigung mietvertraglicher 
Besonderheiten und flächenbedingter Anpassungen, zugrunde 
gelegt. Abschreibungen und eine objektspezifische Finanzie-
rung bleiben grundsätzlich außer Betracht. 

Hinweise zur Praxisanwendung: Ertragsorientierte Verfahren 
kommen in aller Regel bei solchen Bewertungssituationen zur 
Anwendung, bei denen Renditeerwartungen im Fokus stehen bzw. 
das Bewertungsobjekt zur Erzielung von Erträgen geeignet ist.

b) Ertragswertverfahren nach der ImmoWertV
Die ImmoWertV unterscheidet in ein allgemeines und ein 
vereinfachtes Ertragswertverfahren, die methodisch beide 
zum selben Ergebnis führen. Der Immobilienwert setzt sich 
aus einem Bodenwert und einem Wert der baulichen Anla-
gen zusammen, dem ein Reinertrag zugrunde gelegt werden 
kann. Bei dem allgemeinen Ertragswertverfahren wird von 
dem jährlichen Reinertrag eine angemessene Bodenwertver-
zinsung abgezogen und der Bodenwert in voller Höhe dem 
Ertragswert zugeschlagen, während sich der Immobilienwert 
im vereinfachten Ertragswertverfahren aus dem kapitalisierten 
Reinertrag und dem diskontierten Bodenwert über die Rest-
nutzungsdauer des aufstehenden Gebäudes ergibt. 

Bei beiden Verfahren wird unterstellt, dass der erzielbare Rein-
ertrag bzw. Rohertrag der baulichen Anlage als nachhaltig 
erzielbarer Ertrag über die gesamte Restnutzungsdauer der 
baulichen Anlage unverändert bleibt. Soweit die Ertragsver-
hältnisse absehbar wesentlichen Veränderungen unterliegen 
oder wesentlich von den marktüblich erzielbaren Erträgen 
abweichen, kann der Ertragswert auch auf der Grundlage peri-
odisch unterschiedlicher Erträge durch Abzinsung der Reiner-
träge innerhalb des Betrachtungszeitraums und den Restwert 
des Grundstücks am Ende des Betrachtungszeitraums auf den 
Wertermittlungsstichtag abgeleitet werden. Der Reinertrag 
versteht sich als Rohertrag (i.d.R. die Nettokaltmiete) abzüg-
lich der Bewirtschaftungskosten (wie z.B. Verwaltungskosten, 
Instandhaltungskosten, das Mietausfallwagnis einschließlich 
kurzfristigem Leerstand sowie Betriebskosten, soweit diese 

nicht durch Umlagen gedeckt sind). Ein struktureller oder ein 
längerer Leerstand sind gesondert anzusetzen.

Die zur Abzinsung erforderlichen Barwertfaktoren sind unter 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Restnutzungsdauer, die 
durch objektspezifische, aber auch strukturelle Gegebenheiten 
determiniert wird, und des Liegenschaftszinses zu ermitteln. 
Der Liegenschaftszinssatz ist nicht mit Kapitalmarktzinssätzen 
vergleichbar. Dessen Höhe richtet sich nach den Verhältnissen 
am örtlichen Immobilienmarkt, der zu bewertenden Immo-
bilie und nach dem dortigen Angebot und der Nachfrage an 
Immobilien. Durchschnittliche Liegenschaftszinssätze oder 
Spannenwerte werden von den lokalen Gutachterausschüssen 
ermittelt und veröffentlicht. Sollten solche Angaben nicht 
zur Verfügung stehen, sind diese unter Berücksichtigung der 
lokalen Marktsituation aus dem Marktgeschehen abzuleiten.

Hinweise zur Praxisanwendung: Dem Ertragswertverfahren 
immanent sind Prognoseunsicherheiten und Ermessensspiel-
räume; dies bedeutet einen gegenüber dem Vergleichswertver-
fahren geringeren Grad der Objektivierung. Die im Vergleich 
zum Sachwertverfahren erforderliche Kapitalisierung führt 
aufgrund der Volatilität des Liegenschaftszinses zu einer hö-
heren Schwankungsbreite der Werte im Zeitablauf, aber auch 
zu einer höheren Marktorientierung.

c) Investment Method
Bei dieser Methode ermittelt sich der Wert einer Immobilie 
aus den kapitalisierten prognostizierten Überschüssen der 
Mieterträge über die Bewirtschaftungskosten mittels „All 
Risks Yield“ auf der Grundlage einer (unterstellten) ewigen 
Rente. Eine gesonderte Berechnung des Bodenwerts erfolgt 
nicht, da die Überschüsse sowohl die Erträge des Gebäudes 
als auch des Grundstücks abbilden. Sollten die vertraglich 
vereinbarten Mieterträge von den marktüblichen Mieterträgen 
abweichen, ist es sachgerecht, den Überschuss aus einer durch 
den Mietvertrag zeitlich befristeten Einnahmenkomponente 
und einer (daran anschließenden) zeitlich unbefristeten Ein-
nahmenkomponente zu ermitteln. Die Kapitalisierung der 
ersten Komponente erfolgt dann über die zum Bewertungs-
stichtag maßgebliche (Mietvertrags-)Restlaufzeit, während 
der Kapitalwert der zweiten Komponente über die Restlauf-
zeit zu diskontieren ist. Alternativ kann bei einem über dem 
marktüblichen Niveau liegenden Mietertrag der sich ergebende 
Unterschiedsbetrag über die (Mietvertrags-)Restlaufzeit kapi-
talisiert werden; marktüblich erzielbare Mieterträge werden 
dagegen als ewige Rente kapitalisiert.

Der All Risks Yield versteht sich als ein alle wertbeeinflussenden 
Risikofaktoren abdeckender Zinssatz, der sich im Einzelnen 
aus den Komponenten 
• �(quasi-)risikofreie Basisverzinsung, 
• �immobilienspezifischer Ab- oder Zuschlag für Markt-, Lage- 

und Objektrisiken sowie
• �Geldentwertungsabschlag 
zusammensetzt. Da entsprechende Informationen in aller 
Regel nicht vorhanden sein dürften und einheitliche Standards 
für dessen Ableitung fehlen, erfolgt die praktische Ableitung 
des Zinssatzes durch Rückgriff auf die Renditen vergleichba-
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rer Immobilien und eine entsprechende Umrechnung bzw. 
Adjustierung durch Zu- oder Abschläge.

Hinweise zur Praxisanwendung: Durch die Annahme einer 
ewigen Rente kann die Investment Method nur dann sachge-
recht sein, wenn im Zeitablauf keine wesentlichen Verände-
rungen der Überschüsse, des Immobilien- und Kapitalmarkts 
sowie der Risikofaktoren eintreten. Die fehlende Quantifi-
zierung der einzelnen Komponenten des Zinssatzes führt zu 
einem erheblichen Ermessensspielraum und damit zu einer 
im Vergleich zu den anderen Verfahren eingeschränkten Ob-
jektivierung.

d) Discounted-Cashflow-Verfahren
Bei dieser Methode bestimmt sich der Wert einer Immobilie 
durch die Barwerte der in einem Detailplanungszeitraum er-
zielbaren periodenbezogenen Einzahlungsüberschüsse. Nach 
IDW ES 10 empfiehlt es sich, den Detailplanungszeitraum 
aufgrund der abnehmenden Prognosesicherheit auf zehn 
Jahre zu begrenzen, sofern nicht die Mietvertragslaufzeiten 
oder eine sehr kurze Restnutzungsdauer des Gebäudes eine 
Anpassung erfordern. Am Ende des Detailplanungszeitraums 
wird grundsätzlich ein geschätzter Verkaufserlös (Restwert) 
der Immobilie ermittelt.

Der Detailplanungszeitraum ist unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Nutzugsdauer so zu bemessen, dass die letzte 
Detailperiode einen nachhaltigen Einzahlungsüberschuss ohne 
wesentliche Schwankungen (wie z.B. Mieterwechsel oder In-
vestitionen) widerspiegelt. Geht die wirtschaftliche Nutzungs-
dauer der Immobilie über den Detailplanungszeitraum hinaus, 
wird der Restwert durch Kapitalisierung dieses nachhaltigen 
Einzahlungsüberschusses (als endliche oder unendliche Rente) 
und Diskontierung auf den Wertermittlungsstichtag ermit-
telt. Bildet dagegen der Detailplanungszeitraum die gesamte 
(kurze) Restnutzungsdauer des Gebäudes ab, so ist ebenfalls 
der Restwert des Grundstücks zu bestimmen. Dieser wird 
regelmäßig mindestens dem Bodenwert abzgl. Rückbau- oder 
Abrisskosten entsprechen.

Die zu prognostizierenden Einzahlungsüberschüsse setzen 
sich auf der Einzahlungsseite aus den mietvertraglichen Ein-
zahlungen aus der Vermietung und sonstigen Einzahlungen 
(z.B. Entschädigungen oder Verkaufserlöse) unter Berück-
sichtigung von mietfreien Zeiten und Leerstand zusammen. 
Der weiteren Prognose sind die mietvertraglichen Regelungen 
sowie die regionale Angebots- und Nachfragesituation, ge-
setzliche Regelungen (z.B. §§ 557 ff. BGB) sowie statistische 
Angaben oder Erfahrungswerte (z.B. hinsichtlich des Risikos 
von Mietminderungen, temporärer Leerstände, Anschluss-
vermietungen) zugrunde zu legen. Die bewertungsrelevanten 
Auszahlungen (z.B. Verwaltungskosten, Instandhaltungskos-
ten, nicht umlagefähige Betriebskosten) entsprechen den Ist-
Werten oder branchenbezogenen Erfahrungswerten, die unter 
Berücksichtigung der Gegebenheiten des Bewertungsobjekts 
fortzuschreiben sind.

Aus methodischen Erwägungen und aufgrund fehlender 
Marktinformationen kommen in aller Regel der nach dem 

Capital-Asset-Pricing-Model ermittelte Kapitalisierungszins-
satz und der Liegenschaftszinssatz für die Diskontierung nicht 
in Betracht. Dies dürfte auch für die Ableitung des Diskontie-
rungszinssatzes aus Kaufpreisen vergleichbarer Immobilien als 
internen Zinsfuß gelten, bei dem der Barwert der zukünftigen 
Zahlungsüberschüsse einschließlich des Restwerts dem Markt-
wert der Immobilie entspricht.

In Übereinstimmung mit der Immobilienbewertungspraxis 
sieht IDW ES 10 vor, den Diskontierungszinssatz nach der 
Risikozuschlagsmethode aus einem Basiszinssatz im Sinne 
eines landestypischen Zinssatzes für eine (quasi-)risikofreie 
Kapitalanlage sowie einem Risikozuschlag bzw. Risikoab-
schlag, der sich aus einer immobilienmarktspezifischen und 
bewertungsobjektspezifischen Komponente zusammensetzt, 
zu bestimmen. In dem landestypischen Zinssatz für eine 
(quasi-)risikofreie Kapitalmarktanlage wird die Rendite 
öffentlicher Anleihen, deren Laufzeit in etwa der voraus-
sichtlichen Restnutzungsdauer der Immobilie entspricht, 
zugrunde gelegt. Durch die immobilienmarktspezifische 
Risikokomponente wird das Risiko einer Investition in 
eine Immobilie und die damit verbundene geringere Fun-
gibilität sowie die Art der Immobilieninvestition (Wohn-, 
Gewerbe- und Spezialimmobilien) berücksichtigt. Mit der 
bewertungsobjektspezifischen Komponente wird Faktoren 
wie Lage, Eigenschaften, Größe, Typ und Zustand des Be-
wertungsobjekts Rechnung getragen.

Hinweise zur Praxisanwendung: Aufgrund der Prog-
noseunsicherheiten sowie Ermessensspielräume – insbe-
sondere bei der Ermittlung des immobilienmarkt- und 
objektspezifischen Risikos – besteht gegenüber dem Ver-
gleichswertverfahren und dem Ertragswertverfahren nach 
ImmoWertV ein geringerer Grad der Objektivierung. Im 
Vergleich zu dem Sachwertverfahren führt die Kapitalisie-
rung auch hier zu einer höheren Marktorientierung, aber 
auch zu einer höheren Schwankungsbreite der Werte im 
Zeitablauf, die aufgrund des stärkeren Kapitalmarktbezugs 
tendenziell höher ausfällt.

IV. Darstellung des Ertragswertverfahrens  
an einem Beispielsfall

Anhand eines Beispiels sei die Ermittlungsmethodik des 
Ertragswertverfahrens beschrieben, bei dem aus Vereinfa-
chungsgründen die jährlichen Einnahmen und Ausgaben im 
Planungszeitraum als konstant unterstellt werden. Bewer-
tungsobjekt soll eine Büroimmobilie mit einer wirtschaft-
lichen Nutzungsdauer von 60 Jahren sein, die auf einen 
Zeitraum von 20 Jahren fest vermietet ist (Detailplanungs-
zeitraum). Der mietvertragliche Jahresrohertrag in diesem 
Zeitraum beträgt 2.200 T€ und die nicht umlagefähigen 
Bewirtschaftungskosten betragen 150 T€.

Die Planung der voraussichtlich nachhaltig erzielbaren 
marktüblichen Mieterträge über die wirtschaftliche Rest-
nutzungsdauer ergibt einen Jahresreinertrag nach Abzug 
der Bewirtschaftungskosten von 1.600 T€. Der Kapitalisie-
rungszinssatz wurde mit 4,5% p.a. ermittelt. Der Restwert 
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des Grundstücks am Ende des Nutzungszeitraums beträgt 
11.400 T€. Der Ertragswert der Immobilie ermittelt sich unter 
Zugrundelegung der obigen Prämissen wie folgt:

Abb. 1: Beispiel zur Ertragswertermittlung

Detailplanung aufgrund mietvertraglicher Gegebenheiten  T €

Mietvertraglicher Jahresrohertrag 2.200

abzüglich nicht-umlagefähige Bewirtschaftungs-
kosten

-150

Jahresreinertrag 2.050

Rentenbarwertfaktor 13,01

Gebäudeertragswert 26.671

Planung über die verbleibende wirtschaftliche Restnutzungsdauer

Jahresrohertrag (marküblich erzielbar) 1.800

abzüglich der nicht umlagefähigen Bewirtschaf-
tungskosten

-200

Jahresreinertrag 1.600

Rentenbarwertfaktor 18,4

Gebäudeertragswert 29.440

Diskontierung auf den Wertermittlungsstichtag / 
Barwertfaktor 0,4146

12.206

Zusammenfassung der Ertragswertkomponenten

Ertragswertanteil aus mietvertraglicher Gegebenheit 26.671

Ertragswertanteil restliche wirtschaftliche Nut-
zungsdauer

12.206

zuzüglich diskontierter Bodenwert 813

Ertragswert zum Bewertungsstichtag 39.690

Der sich auf den Bewertungsstichtag aus dem Mietvertrag 
ergebende abgezinste Jahresreinertrag entspricht bei einem 
Rentenbarwertfaktor von 13,01 einen Gebäudeertragswert von 
26.671 T€. Über die weitere wirtschaftliche Restnutzungsdauer 
der Immobilie wird mit einem nachhaltigen Jahresreinertrag 
von 1.600 T€ gerechnet. Der Barwertfaktor bei einer Rest-
nutzungsdauer von 40 Jahren beträgt 18,4. Der daraus abge-
leitete Wert (29.440 T€) ist auf den Wertermittlungsstichtag 
abzuzinsen und ergibt bei einem Barwertfaktor von 0,416 
einen Ertragswert von 12.206 T€. Dem hinzuzurechnen ist 
schließlich noch der auf den Wertermittlungsstichtag abzu-
diskontierende Bodenwert nach Ablauf der wirtschaftlichen 
Nutzungsdauer; dieser beträgt bei einem Barwertfaktor von 
0,0713 insgesamt 813 T€. Der Ertragswert des Bürogebäudes 
beträgt somit 39.690 T€. 

V. Sonderfälle und Hinweise

1. Bewertung von Spezialimmobilien
Spezialimmobilien weisen eine von Wohn- oder Gewerbeim-
mobilien abweichende Nutzungsart mit einer geringeren 
Drittverwendungsfähigkeit auf. Dazu zählen beispielsweise 
Kliniken, von Sozialunternehmen genutzte Gebäude, Hotels, 
Freizeitimmobilien und Industrieimmobilien sowie Betrei-
ber- (bzw. Management-)Immobilien. Die Bewertung solcher 
Immobilien erfordert ein hohes Maß an Informationen und 

Kenntnissen über das jeweilige Produkt bzw. Produktumfeld 
bei der Ermittlung einer „ortsüblichen Miethöhe“. Spezialim-
mobilien können danach unterschieden werden, ob sie Teil 
einer Einheit zur Ertragserzielung (z.B. Produktionsanlagen) 
oder aber selbst wesentliche Grundlagen der Ertragserzielung 
(z.B. Hotels, Kliniken) sind: 

• �Bei der ersten Gruppe kommt der Immobilie i.d.R. eine 
Hüllenfunktion zu. Die Erträge werden hier im Wesentlichen 
aus der Nutzung darin befindlicher technischer Anlagen 
erzielt, die ein eigenständiges Bewertungsobjekt darstellen. 
Der Ertragsanteil des Gebäudewerts kann aus dem Gesamt-
ertragswert ggf. durch eine Residualwertmethode abgeleitet 
werden. 

• �Bei der zweiten Gruppe ist die Immobilie selbstständi-
ger Ertragsfaktor, der eng mit dem operativen Betrieb 
und damit den immateriellen Werten des Unternehmens 
verbunden ist. Bei der Wertermittlung sind wesentliche 
unternehmensbezogene Aspekte zu berücksichtigen, so 
dass neben den Immobilienrisiken auch die Geschäftsri-
siken zu analysieren sind.

Aufgrund der zuvor beschriebenen Einschränkung der 
Drittverwendungsfähigkeit muss ggf. eine Marktanpassung 
hinsichtlich der festgestellten Marktwerte erfolgen, so z.B. 
wegen einer längeren Vermarktungsphase, der Reduzierung 
von Kaufpreisvorstellungen und wegen eingeschränkter 
Marktgängigkeit. Als Wertermittlungsverfahren kommt das 
Ertragswertverfahren zum Einsatz. Die dafür zugrunde zu 
legende „ortsübliche Miete“ kann nach dem sog. Pachtwert-
verfahren (Pacht als Prozentsatz vom Umsatz) oder Umsatz-
renditeverfahren ermittelt werden. 

Mit dem Pachtwertverfahren wird der Nutzenbeitrag der Im-
mobilie am gesamten Unternehmenswert aus dem relativen 
Anteil der Mieterträge an den gesamten Unternehmensauf-
wendungen ermittelt. Der Anteil der Mieterträge wird anhand 
marktüblicher Zahlen geschätzt. Für das Umsatzrenditever-
fahren wird hingegen das Betriebsergebnis I ermittelt. Dieses 
umfasst die Gesamteinnahmen sowie die Material-, Personal- 
und sonstige Aufwendungen. Nach Abzug eines anzusetzenden 
Betreibergewinns verbleibt ein Betrag, den der Betreiber als 
Miete zahlen kann.

2. Öffentliche Förderung und Bewertung
Öffentliche Fördermittel stellen immer dann eine zu berück-
sichtigende Größe dar, wenn sie sowohl für den Eigentümer der 
Immobilien als auch für einen potenziellen Investor entschei-
dungsrelevant sind. Dies ist i.d.R. der Fall, wenn die Förderung 
mit dem Bewertungsobjekt verbunden ist und somit direkt 
auf einen potenziellen neuen Käufer übergeht. Dies trifft z.B. 
auf Immobilien zu, die durch zweckgebundene Vergabe von 
zinsverbilligten Darlehen im Zusammenhang mit einer Miet-
preisbindung bzw. als Ausgleich für eine Mietpreissubvention 
finanziert sind.

Die Wertermittlung erfolgt auf der Grundlage der durch die 
öffentliche Förderung bestimmten Miethöhe sowie der ge-
setzlichen Regelungen zur Mietanpassung. Werterhöhend 
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wird für diesen Zeitraum der Barwert des Zinsvorteils der 
Förderung aus einem Vergleich der Marktdarlehen mit dem 
Förderdarlehen hinzugerechnet. Alternativ könnte die Förde-
rung auch durch einen Risikoabschlag auf den Abzinsungssatz 
berücksichtigt werden.

3. �Bewertung von in strukturschwachen Regionen belegenen 
Immobilien

Die Immobilienbewertung von Objekten in strukturschwachen 
Regionen, für die grundsätzlich alle zuvor beschriebenen Ver-
fahren in Betracht kommen, weist Besonderheiten auf. Dazu 
zählt ein Mangel an vergleichbaren Immobilientransaktionen, 
so dass Verkaufs- bzw. Kauftransaktionen zur Anwendung des 
Vergleichswertverfahrens nicht oder nicht in einem für die sta-
tistische Auswertung nötigen Umfang zur Verfügung stehen. Das 
direkte Vergleichswertverfahren in strukturschwachen Regionen 
wird deshalb in aller Regel als Bewertungsverfahren ausscheiden.

Bei Anwendung der ertragsorientierten Verfahren sind die 
für strukturschwache Regionen besonders wertbestimmen-
den Merkmale, wie beispielsweise struktureller Leerstand, 
Stadtentwicklungskonzepte bzw. Regionalentwicklungskon-
zepte, Unsicherheiten bei der Bestimmung der wirtschaft-
lichen Restnutzungsdauer und Schätzung der aufgrund des 
strukturellen Leerstands nicht umlegbaren Betriebskosten, 
zu berücksichtigen.

4. �Rechnungslegungsbezogene handelsrechtliche Bewer-
tung vor dem Hintergrund wirtschaftlicher Nutzungsdau-
ern und Änderungen der Gebäudenutzung

Immobilien werden nach den Regelungen des HGB über die 
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer abgeschrieben, die sich in 
der Praxis häufig an steuerlichen Vorgaben orientieren. Diese 
Nutzungsdauern können u.U. wesentlich von einer technisch 
möglichen Nutzungsdauer, aber auch insbesondere von einer 
wirtschaftlichen Nutzungsdauer unter dem Blickwinkel der 
Änderung von Marktstrukturen, abweichen.

Im Rahmen der rechnungslegungsbezogenen Bewertungs-
anlässe ergeben sich Gründe für einen niedrigeren beizule-
genden Wert aus objektbezogenen Mängeln, wie z.B. einem 
verschlechterten Erhaltungszustand oder auf außerhalb des 
Objekts liegenden Veränderungen mit einer damit ggf. ver-
bundenen Verkürzung der wirtschaftlichen Nutzungsdauer. 
Auch ein dauerhafter struktureller Leerstand führt i.d.R. zu 
einer außerplanmäßigen Abschreibung der betroffenen Ge-
bäude, da in solchen Situationen stets von einer dauernden 
Wertminderung ausgegangen werden kann. 

Grundsätzlich dürfte eine dauernde Wertminderung vorliegen, 
wenn der beizulegende Stichtagswert erheblich unter dem 
Buchwert liegt und dieser beizulegende Stichtagswert nicht 
nur von vorübergehender Dauer ist. Eine vorübergehende 
Wertminderung kann nur dann angenommen werden, wenn 
aufgrund nachweisbarer Umstände zu erwarten ist, dass mittel-
fristig, d.h. innerhalb eines Zeitraums von drei bis fünf Jahren, 
der niedrigere beizulegende Wert den sich bei planmäßiger 
Abschreibung ergebenden Buchwert wieder erreichen wird 
(vgl. auch IDW RS WFA 1).

Zur Ermittlung der niedrigeren beizulegenden Werte ist bei 
Gebäuden, für die eine Vermietung vorgesehen ist, auf den 
Ertragswert abzustellen und es ist die künftige Entwicklung der 
Mieten und des Leerstands zu berücksichtigen. Darüber hinaus 
ist bei der Ermittlung des niedrigeren beizulegenden Werts zu 
beachten, dass Grund und Boden und das aufstehende Wohn-
gebäude bilanziell zwei verschiedene Vermögensgegenstände 
darstellen, solange diese im Anlagevermögen ausgewiesen 
werden. Aus diesem Grunde können Werterhöhungen des 
Grund und Bodens nicht mit einer Wertminderung des Ge-
bäudes verrechnet werden und notwendige Abschreibungen 
der Gebäude ersetzen. Dies schließt nicht aus, dass ein Markt-
wert für Grundstück und Gebäude gemeinsam gebildet wird. 
Dieser wäre für die Ermittlung der niedrigeren beizulegenden 
Werte in der Weise zu trennen, dass auf das Gebäude der Rest-
wert entfällt, der sich nach Abzug des orts- und lageüblichen 
Bodenwerts für bebaute Grundstücke vom Gesamtwert des 
bebauten Grundstücks ergibt.

VI. Zusammenfassung

Zwischen den verschiedenen Verfahren zur Bewertung von 
Immobilien und deren Ausprägungen bestehen erhebliche 
Unterschiede in der Verfügbarkeit und der Qualität der erfor-
derlichen Informationen. Auch wenn auf den ersten Blick die 
Verfahren eine Objektivierung der Wertermittlung vermuten 
lassen, so bestehen doch teilweise wesentliche Ermessens-
spielräume, die die Vergleichbarkeit von ermittelten Werten 
erschweren. 

Die sorgfältige Erhebung und Analyse des notwendigen Da-
tenmaterials in einer spezifischen Bewertungssituation ist un-
abdingbare Voraussetzung für die Ermittlung aussagefähiger 
Immobilienwerte. Dies setzt nicht nur genaue Kenntnisse der 
Verfahren bei dem Bewerter voraus, sondern ebenso einen 
entsprechenden Erfahrungshorizont, um Interdependenzen 
und Abhängigkeiten der Bewertungsverfahren und des Bewer-
tungsobjekts sachgerecht in das Bewertungsergebnis einfließen 
lassen zu können.
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Das im Mai 2009 verabschiedete Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) findet nun 
seit mehr als zwei Jahren Anwendung, erstmalig auf Geschäftsjahre, die im Kalenderjahr 
2010 begannen. Dies gab der BVBC-Stiftung in Kooperation mit der FOM Hochschule für 
Ökonomie und Management Essen Veranlassung, eine Standortbestimmung durchzufüh-
ren: In welchen Bereichen hat die Bilanzierungspraxis welche Änderungen vorgenommen? 
Ferner gab die bereits vorhandene bzw. geplante Änderungsvielfalt im Bereich des Bilanz-
rechts dem Wissenschaftlichen Institut des BVBC e.V. (WIB) kürzlich Veranlassung, ihre 
Tagung anlässlich des 25-jährigen Bestehens zum Thema „Europäisierung des Rechnungs-
wesens“ abzuhalten. Dieser Beitrag informiert über die wesentlichen Aspekte, auf die sich 
die Bilanzierungspraxis insbesondere im Mittelstand einzustellen hat.

Dr. Hans-Jürgen Hillmer*)

Was kommt mit und nach  
dem BilMoG?
– Bilanzrecht auf neuen Wegen –

I. Einführung

Unter der Überschrift „Erfahrungsaustausch BilMoG“ 
wurde am 15.11.2012 ein Symposium in Düsseldorf ver-
anstaltet, das insbesondere Erkenntnisse darüber vermit-
teln sollte, welche Erfahrungen die Unternehmen zwi-
schenzeitlich gemacht haben und ob der HGB-Abschluss 
durch die Umsetzung des BilMoG zur konkurrenzfähigen 
Alternative des Konzernabschlusses nach IFRS gewor-
den ist. Kernpunkte der dort gehaltenen Vorträge sind 
nachfolgend in den Abschn. II – IV zusammengefasst. 
Wenige Tage später wurde am 25.11.2012 die o.g. Jubi-
läumstagung des WIB ausgerichtet; über deren Inhalte 
informiert der Abschn. V in diesem Beitrag.

II. Erfahrungsbericht zur Anwendung  
des BilMoG

Über Verwirrungspotenziale und Lösungsansätze berich-
tete Prof. Dr. Stefan Müller (Helmut-Schmidt-Universität, 
Hamburg) aus der Sicht von Abschlusserstellern und 
-adressaten. Dabei ging der Referent zunächst auf den 
Wegfall von Ansatzwahlrechten, auf verbleibende oder 
neue Ansatzwahlrechte, auf den Wegfall von Bewer-
tungswahlrechten sowie auf verbleibende oder neue Be-
wertungswahlrechte ein: Neue zentrale Einschätzungs-
spielräume sieht Müller insbesondere in der Abgrenzung 
selbst geschaffener immaterieller Vermögensgegenstände 
(vor allem Forschung und Entwicklung) sowie in der Ab-
grenzung der Vollkosten (allgemeine Verwaltungskosten, 
Vertriebskosten). Aber auch bei der Verwendung von 
Bewertungseinheiten, bei den aktiven latenten Steuern 
(Verlustvorträge) sowie insbesondere bei den Pensions-
verpflichtungen (Bestimmung von Trendannahmen für 
Lohn und Gehalt, ggf. Karriere und Renten) stehen den 

Bilanzerstellern vielfältige Einschätzungsspielräume zur 
Verfügung. Ferner thematisierte Müller in diesem Zu-
sammenhang noch die Wahlrechte in den Übergangs-
vorschriften (Art. 66 und 67 EGHGB i.d.F. des BilMoG). 

Im Hauptteil seines Vortrags berichtete er sodann über 
eine empirische Untersuchung, in die 100 Unternehmen 
einbezogen wurden, von denen 33% als klein, 23% als 
mittelgroß und 44% als groß bezeichnet werden können.  
Die Effekte aus der BilMoG-Umstellung bezifferte er im 
Verhältnis zum EK gesehen als im Durchschnitt mit 3,6% 
recht gering. Allerdings hat er eine hohe Streuung mit 
hohen Maximalwerten in beiden Richtungen festgestellt, 
deshalb reicht die Spannweite von -47,5% bis 59,8% hin-
sichtlich des EK-Ausweises. Eindeutig sind es die Pensi-
onsrückstellungen mit 39%, die bei den erfolgswirksamen 
Effekten dominieren. Ansonsten sind noch die sonstigen 
Rückstellungen sowie die Fremdwährungsumrechnung 
mit gegenüber anderen Effekten herausragenden Werten 
zu nennen. Die erfolgsneutralen Effekte stellte Müller im 
Rahmen seiner Studie vor allem hinsichtlich der sonstigen 
Rückstellungen sowie der latenten Steuern fest. 

Hinsichtlich des Problems der Auflösung der umgekehr-
ten Maßgeblichkeit ist nach Müller zu konstatieren, dass 
vergleichsweise viele Unternehmen weiterhin eine ein-
heitliche Abbildung der Vermögensgegenstände versu-
chen. Bezüglich der latenten Steuern konnte festgestellt 
werden, dass im Ergebnis noch große Unsicherheiten 
bei den Angabepflichten bestehen. 

III. BilMoG und Rating

Hinsichtlich des Ratings ist zu berücksichtigen, dass sich 
ein Ratingurteil nur zu max. 60% aus sog. Hard facts 
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speist, während Soft facts entsprechend mit mindestens 40% 
anzusetzen sind. Letztendlich hat sich zumindest in dem Erfah-
rungsbereich eines weiteren Referenten (StB Michael Ellgering, 
Steuerberatungsgesellschaft, Düsseldorf) erwiesen, dass beim 
Rating die Eigenkapitalquote die entscheidende Rolle spielt. 
Folgerichtig komme es in der Praxis häufig zu einer Planung 
einer hohen Eigenkapitalquote, was zu Lasten der Liquidität 
durch Steuerzahlungen und durch Dividendenauszahlungen 
gehe und die Vermögenssicherung durch notwendige Einlagen 
einschränke.

In diesem Zusammenhang untersuchte Ellgering, inwieweit 
bei der Planung einer hohen Eigenkapitalquote das BilMoG 
helfen könne und welche Begehrlichkeiten entstehen könnten. 
In letzterem Sinne führte er insbesondere den Posten der selbst-
geschaffenen gewerblichen Schutzrechte und ähnlichen Rechte 
und Werte an. Hier bestehe das Problem in einer trennscharfen 
Abgrenzung zu Forschungskosten, was die vorgenannten Be-
gehrlichkeiten wecken könne. Allerdings werde diese Bilanzie-
rungsmöglichkeit derzeit bei KMU noch wenig in Anspruch 
genommen, weil insoweit zu wenige Erfahrungswerte verfügbar 
seien und Probleme mit den notwendigen Aufzeichnungen 
bestünden. Dennoch bestehe die Gefahr, dass als Entwicklungs-
kosten aktiviert werde, was eigentlich Aufwand sei.

Weiterhin verweis er hinsichtlich des Postens der Roh-, Hilfs- 
und Betriebsstoffe auf Erfahrungen, dass es insbesondere 
in Krisensituationen plötzlich zu einer „Auferstehung von 
abgeschriebener Ware“ komme. Auch über das Instrument 
eines vorzeitigen Forderungsverkaufs lasse sich relativ leicht 
eine Erhöhung der Eigenkapitalquote erreichen. Ein weiteres 
eher kritisch zu sehendes Instrument ist aus seiner Sicht das 
Outsourcing der Lageraktivitäten. 

IV. Rückstellungen nach BilMoG

Wie für Müller (s. oben Abschn. II) stellen auch für einen 
nachfolgenden Referenten speziell zum Thema Rückstellungen 
nach BilMoG (WP/StB Klaus Tissen, Deloitte & Touch GmbH, 
Düsseldorf) die Pensionsrückstellungen den Hauptanwen-
dungsfall für Auswirkungen von BilMoG-Änderungen dar. 
Er bezog sich dazu auf Art. 67 Abs. 1 EGHGB, wonach eine 
Zuführung zu den Rückstellungen ggf. bis zum 31.12.2024 
anzusammeln ist. Da diese jährliche Zuführung jedoch in 
gleichen (1/15) oder in jeweils unterschiedlich hohen Raten 
erfolgen kann, bestehen hier weite Spielräume, wobei die Un-
terdeckung (als der noch nicht zugeführte Betrag) jeweils im 
Konzern-Anhang anzugeben ist. Im Erfahrungsbereich des 
von ihm vertretenen Unternehmens hat sich herausgestellt, 
dass überwiegend die Wahlrechtsausübung in der Form einer 
ratierlichen Zuführung bei geringer Eigenkapitalquote erfolge. 
Zum Abzinsungssatz bei der Bewertung verwies der Referent 
Tissen darauf, dass es hier nach IFRS große Schwankungen 
gebe, während es nach HGB i.d.F. des BilMoG eine klare An-
ordnung mit § 253 Abs. 2 Satz 1 HGB i.V.m. der RückAbzins-
VO gebe, wonach von der Deutschen Bundesbank monatlich 
bekanntgegebene Werte die Bewertungsgrundlage bilden. Ein 
Problem könne aber beispielsweise deswegen auftreten, weil 
von der Bundesbank nur Zinssätze zur Abzinsung von Rück-

stellungen mit einer ganzjährigen Restlaufzeit veröffentlicht 
werden und somit Spielräume bei nicht ganzjähriger Restlauf-
zeit bestehen. Erfahrungsgemäß werde dabei in der Praxis der 
Stetigkeitsgrundsatz teilweise nicht beachtet. Schließlich habe 
sich herausgestellt, dass bei Unsicherheiten oft auf Nominalwerte 
in der Hoffnung zurückgegriffen werde, dass sich Abzinsungs-
effekte und Preis-/Kosteneffekte ausgleichen. Aus Sicht des Re-
ferenten ist eine solche Vorgehensweise durchaus vertretbar. 

V. Handelsbilanz, Micro-Bilanz,  
Steuerbilanz, E-Bilanz: Wie viele Bilanzen  
verträgt der Mittelstand? 

1. Der Abschied von der Einheitsbilanz
Über viele Jahrzehnte war die Rechnungslegung in deutschen 
mittelständischen Unternehmen von der „Einheitsbilanz“ 
geprägt (vgl. zur Forderung auf Rückbesinnung auf die Ein-
heitsbilanz den Gastkommentar auf S. 25 in diesem Heft). 
Bei der Einheitsbilanz soll ein Rechenwerk möglichst den 
Anforderungen aller interessierten Parteien gerecht werden, so 
•  �der Fremdkapitalgeber (im Hinblick auf Gläubigerschutz 

und Kapitalerhaltung),
•  �der Eigenkapitalgeber (bezüglich Ausschüttungsbemessung 

und Information) und
•  �der Steuerbehörden (Steuerbemessung)

Als Vorteile wurden insofern insbesondere die Einfachheit und 
der überschaubare Arbeitsaufwand genannt, es gab dann nur 
„eine Zahl“ und nicht unterschiedliche Informationskatego-
rien. Nachteilig waren (mögliche) Zielkonflikte und die stets 
notwendige Abwägung zwischen entgegengesetzten Interessen.

Nun haben sich in den vergangenen Jahren die Rahmenbe-
dingungen für die handelsrechtliche und die steuerliche Rech-
nungslegung aber erheblich verändert. Die nachfolgenden 
Abschnitte legen dar, was sich im Einzelnen geändert hat und 
für die zukünftige Bilanzierung von besonderer Bedeutung ist. 
Dabei erfolgt eine enge Anlehnung an Vortrags-Charts, die 
WP/StB Benno Lange (Partner der DHPG Dr. Harzem & Part-
ner KG, Gummersbach) anlässlich der WIB-Jubiläumstagung 
am 25.11.2012 in Siegburg präsentierte und dankenswerter-
weise für diese Ausarbeitung zur Verfügung stellte.

2. Die formelle Handelsbilanz
Mit dem EHUG wurde die Verpflichtung zur Offenlegung der 
Jahres- und Konzernabschlüsse im (elektronischen) Bundes-
anzeiger für alle haftungsbeschränkten Unternehmen ab 2007 
eingeführt. Die Überwachung erfolgt durch das Bundesamt 
für Justiz. Das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) 
hat dann die Befreiung bestimmter Einzelkaufleute von der 
Buchführungs- und Abschlusspflicht (§ 241a HGB) sowie 
eine Anhebung der Schwellenwerte (§ 267 HGB) gebracht, 
ferner besondere Anforderungen für kapitalmarktorientierte 
Kapitalgesellschaften (§ 264d HGB) und die Erweiterung der 
verpflichtenden Anhangangaben (abhängig von Größenklasse 
und Kapitalmarktorientierung). Mit dem zwischenzeitlich ver-
abschiedeten MicroBilG erfolgte erst kürzlich die Umsetzung 
der „Micro-Richtlinie“ (2012/6/EU) auf der Basis des Regie-
rungsentwurfs vom 12.9.2012 (vgl. dazu den Gastkommentar 
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von Müller in diesem Heft auf S. 25). Neben Erleichterungen 
bei der Aufstellung (verkürzte Bilanz und verkürzte GuV) ist 
insbesondere kein Anhang mehr erforderlich (dafür allerdings 
bestimmte Angaben unter der Bilanz). Wesentlich sind auch 
die Erleichterungen bei der Offenlegung, wonach die Hinterle-
gung der Bilanz ausreichend sein wird. Die Anwendung ist be-
reits für Geschäftsjahre ab 2012 (bzw. 2012/2013) vorgesehen.

3. Die formelle Steuerbilanz
Hinzuweisen ist mit Lange insbesondere darauf, dass es bisher 
eine (gesetzliche) Verpflichtung zur Aufstellung einer Steuerbilanz 
nicht gab, vielmehr bestand lediglich ein Wahlrecht nach § 60 Abs. 2 
EStDV, eine steuerliche Überleitungsrechnung (Satz 1) oder eine 
Steuerbilanz (Satz 2) zu fertigen. Gliederungsvorschriften zur 
Steuerbilanz waren bisher nicht gesetzlich fixiert. Das ändert sich 
nun allerdings mit der gem. § 5b EStG aufzustellenden E-Bilanz. 
In § 5b EStG heißt es dazu, dass „… der Inhalt der Bilanz sowie 
der Gewinn- und Verlustrechnung nach amtlich vorgeschrie-
benem Datensatz durch Datenfernübertragung zu übermitteln“ 
ist. Zum Inhalt der Bilanz hat dann die Finanzverwaltung mit 
BMF-Schreiben vom 28.9.2011 eine Taxonomie vorgegeben, die 
bekanntlich bereits vielerorts kritisiert wurde, so insbesondere 
wegen des Detaillierungsgrads, der deutlich umfangreicher als in 
§§ 266, 275 HGB ausgefallen ist. Unterschiede hinsichtlich Rechts-
form, Größe, Kapitalmarktorientierung etc. sind nicht vorgesehen. 
Die Anwendung steht (spätestens) ab dem Wirtschaftsjahr 2013 
(bzw. 2013/2014) unmittelbar bevor und ist in der Praxis wegen 
der erforderlichen Umstellung von Kontenplänen nach den von 
Lange gesammelten Erfahrungen vielfach schon in Vorbereitung.

4. Die materielle Handelsbilanz
In materieller Hinsicht hat die handelsrechtliche Bilanzierung 
in Deutschland insbesondere mit dem BilMoG neue Rechts-
grundlagen erhalten; es enthält eine Fülle von Änderungen 
bezüglich der Ansatz- und der Bewertungsvorschriften (vgl. 
dazu oben Abschn. II).

5. Die materielle Steuerbilanz
Die in den letzten Jahren besonders thematisierten gesetzlichen 
Regelungen zum Bilanzsteuerrecht betrafen in erster Linie den 
Ansatz von Rückstellungen, so die
•  �Verpflichtungen, die aus künftigen Einnahmen oder Ge-

winnen zu erfüllen sind (§ 5 Abs. 2a EStG),
•  �Verletzung von Patent- und ähnlichen Rechten (§ 5 Abs. 3  EStG),
•  �Jubiläumsrückstellungen (§ 5 Abs. 4 EStG),
•  �Drohverlustrückstellungen (§ 5 Abs. 4a EStG),
•  �Rückstellungen für Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 

(§ 5 Abs. 4b EStG).

Ferner sind mit Lange in materieller Hinsicht die Einschränkung 
von Teilwertabschreibungen (§ 6 Abs. 1 EStG) sowie die Bewer-
tung von Verbindlichkeiten und Rückstellungen (§ 6 Abs. 1 Nr. 
3 und 3a EStG) zu nennen. Auch die GWG-Abschreibungen / 
Sammelposten (§ 6 Abs. 2 und 2a EStG) wurden mehrfach geän-
dert, ähnlich die Einschränkung / Abschaffung der degressiven 
AfA (§ 7 Abs. 2 EStG). Zudem hat der Investitionsabzugsbetrag  
(§ 7g EStG) die Ansparabschreibung abgelöst. Speziell der 
Inkraftsetzung des BilMoG sind die Abschaffung der umge-
kehrten Maßgeblichkeit (§ 5 Abs. 1 EStG) und die Aufhebung 

der formellen Maßgeblichkeit zuzuordnen mit der Folge, dass 
nunmehr eine autonome steuerliche Wahlrechtsausübung 
möglich ist (so auch BMF-Schreiben vom 12.3.2010, s.u. 
DB0348505). Dies gilt nach Lange für 
•  �Sonderabschreibungen / steuerfreie Rücklagen,
•  �Teilwertabschreibungen,
•  �Verbrauchsfolgeverfahren und
•  �Abschreibungsmethoden.

Ferner ist eine Fülle von BFH-Rechtsprechung zu berück-
sichtigen (das betrifft etwa Entscheidungen zur Maßgeblich-
keit, zur Bilanzberichtigung, zur Teilwertabschreibung, zum 
Rangrücktritt und zu den Rückstellungen) und natürlich hat 
auch die Finanzverwaltung in den letzten Jahren umfängli-
che Beiträge geleistet, die materielle Änderungen im Rahmen 
der bilanzsteuerrechtlichen Bilanzaufstellung bewirkt haben. 
In erster Linie ist hier das BMF-Schreiben vom 12.3.2010 zur 
Maßgeblichkeit nach BilMoG zu nennen, das zur mittlerweile 
in den EStR festgeschriebenen Anhebung der Wertuntergrenze 
bei Herstellungskosten geführt hat (so bereits BMF-Schreiben 
vom 12.3.2010, Tz. 8). Ferner ist nun der Handelsbilanzansatz 
als Obergrenze bei Rückstellungen zu sehen (so bereits OFDen 
Münster und Rheinland vom 13.7.2012). 

6. Zwischenergebnis
Die vorangegangenen Abschnitte weisen aus, dass es sehr er-
hebliche Veränderungen des materiellen Handelsbilanzrechts 
und des Bilanzsteuerrechts in den vergangenen Jahren (in 
unterschiedliche Richtungen) gegeben hat. Dies hat die Kon-
sequenz, dass die Einheitsbilanz mittlerweile von der Regel zur 
Ausnahme geworden ist. Festgestellt werden kann mit Lange 
aber auch, dass den Unternehmen nun Möglichkeiten zur 
Verfügung stehen, eine eigenständige „Steuerbilanzpolitik“ zu 
betreiben. Dies habe maßgeblich zur zunehmenden Bedeutung 
des sog. „Tax Accounting“ geführt, das sich in der Praxis vor 
allem in folgenden Punkten niederschlägt:
•  �parallele Fortschreibung steuerlicher Wertansätze,
•  �Verzeichnisführung bei abweichenden Wertansätzen,
•  �Beachtung von Vorgaben zur E-Bilanz-Taxonomie,
•  �hohe Komplexität im Unternehmen und in der Zusammen-

arbeit mit externen Beratern,
•  �intensive Beschäftigung mit latenten Steuern erforderlich!

VI. Zusammenfassung und Ausblick

Insbesondere vor dem Hintergrund der Bestrebungen auf 
europäischer Ebene (diese waren Gegenstand eines weiteren 
Hauptvortrags von Kreipl auf der WIB-Jubiläumstagung, vgl. 
dazu in Ausschnitten BiM 2013 S. 3) ist damit zu rechnen, 
dass sich die aufgezeigten Entwicklungen schon in naher Zu-
kunft fortsetzen werden. Neben diesem EU-Vorschlag oder als 
Ausfluss desselben ist ein sog. BilMoG II bereits mancherorts 
angedacht. Aber auch der sog. IFRS for SME oder die Aus-
weitung der Anwendung der Full–IFRS sind noch nicht vom 
Tisch. Aus steuerrechtlicher Sicht wird insbesondere über
•  �die Verbreiterung der Bemessungsgrundlage,
•  �ein eigenständiges Bilanzsteuerrecht und die
•  �sog. Gemeinsame (konsolidierte) Körperschaftsteuer-Be-

messungsgrundlage (GKKB) in der EU diskutiert.

BIM-02-13-Hillmer.indd   40 21.03.13   13:34



02/2013

41Beitrag

Bilanzen im Mittelstand

Verschlimmbesserung oder Vereinfachung? Das ist die Frage bei der inzwischen beschlos-
senen gesetzlichen Neuregelung des steuerlichen Reisekostenrechts; hiermit sind weitrei-
chende Auswirkungen für Unternehmen und deren Mitarbeiter verbunden. Erklärtes Ziel 
des Gesetzgebers ist es, das steuerliche Reisekostenrecht für die Zukunft einfacher hand-
habbar zu machen. Wesentliche reisekostenrechtliche Regelungen, die bisher lediglich in 
Richtlinienform existierten, wurden verbindlich gesetzlich geregelt. Häufige BFH-Recht-
sprechung der letzten Jahre wurde berücksichtigt. Die in der Vergangenheit schnell auf-
einanderfolgenden Änderungen im steuerlichen Reisekostenrecht sollen damit abgestellt 
und klare Regelungen dauerhaft und rechtssicher normiert werden. Ob dies gelungen ist, 
wird die betriebliche Praxis insbesondere in der Lohnbuchhaltung zeigen müssen. Jeden-
falls sollte man die Absicht des Gesetzgebers nicht unbesehen als erfüllt betrachten.

Klaus Strohner*)

Neues steuerliches  
Reisekostenrecht ab 2014
– �Lohnbuchhaltung: Vorsicht vor Mehraufwand und Umsicht  

bei Umstellungsprojekten –

*) Rechtsanwalt  
Klaus Strohner 
ist Partner bei der 
optegra:hhkl GmbH & 
Co. KG, Wirtschafts­
prüfungsgesellschaft 
Steuerberatungs­
gesellschaft in Köln/
München.

I. Systemänderung
Grundlage der Neuregelungen ist eine Systemänderung, 
nach der künftig nicht mehr nur nach Tätigkeitsart 
(Dienstreise, Einsatzwechseltätigkeit, Fahrtätigkeit), 
sondern auch nach Aufwandsart unterschieden werden 
wird. Zwar wird es bei der inzwischen bereits erfolgten 
Vereinheitlichung der verschiedenen Tätigkeitsarten zu 
einer Auswärtstätigkeit bleiben. Allerdings werden die 
Unternehmen in Zukunft zwischen den verschiedenen 
Aufwandsarten 

• �Fahrtkosten, 
• �Verpflegungsmehraufwendungen und
• �Übernachtungskosten

unterscheiden müssen. Bei jeder dieser Aufwandsarten 
gelten künftig jeweils besondere Kriterien.

II. Auswirkungen bei den einzelnen  
Aufwandsarten

1. Fahrtkosten
Für die steuerliche Behandlung von Fahrtkosten wird 
derzeit danach unterschieden, ob es sich bei Fahrten 
eines Arbeitnehmers um Wege zwischen Wohnung und 
regelmäßiger Arbeitsstätte/Betriebsstätte handelt (bei 
denen nur die Entfernungspauschale berücksichtigt 
werden kann) oder ob es sich um beruflich/betrieblich 
veranlasste Auswärtstätigkeiten handelt (die mit den 
tatsächlichen Kosten berücksichtigt werden können). 
Die Frage nach dem Vorliegen einer regelmäßigen Ar-

beitsstätte war zwar lange Zeit sehr streitanfällig, wurde 
aber in der jüngeren Vergangenheit durch die Recht-
sprechung immer mehr konkretisiert, zuletzt auch von 
der Finanzverwaltung akzeptiert. Spätestens seit dem 
einschlägigen BMF-Schreiben vom 15.12.2011 - IV C 5 
- S 2353/11/10010 (s.u. DB0463666) besteht im Grunde 
hinreichende Klarheit, wie eine regelmäßige Arbeitsstätte 
zu bestimmen ist und dass jeder Arbeitnehmer maximal 
eine davon haben kann; jedenfalls bis zum 31.12.2013.

Ab 2014 wird nach der gesetzlichen Neuregelung der 
Begriff der regelmäßigen Arbeitsstätte aufgegeben und 
nur noch zwischen einer „ersten“ Tätigkeitsstätte und 
anderen Tätigkeitsstätten unterschieden. Folgen sind:

• �Bei Fahrten eines Mitarbeiters zu einer „ersten“ Tätig-
keitsstätte ist (auch) in Zukunft – wie bisher bei Fahrten 
zu einer regelmäßigen Arbeitsstätte – kein steuerfreier 
Arbeitgeberersatz möglich, ein Werbungskostenabzug 
nur eingeschränkt in Höhe der Entfernungspauschale.

• �Bei Benutzung eines Firmenwagens für Fahrten zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte ist ein 
geldwerter Vorteil i.H. von 0,03% des inländischen 
Bruttolistenpreises pro Entfernungskilometer bzw. es 
sind die tatsächlichen Kosten eines Firmenwagens für 
diese Strecken zu versteuern.

• �Bei Fahrten zu weiteren Tätigkeitsstätten ist – wie bisher 
– bei Auswärtstätigkeiten ein steuerfreier Fahrtenkos-
tenersatz durch das Unternehmen möglich, alternativ 
dazu ein Werbungskostenabzug beim Mitarbeiter in 
tatsächlich entstandener Höhe.
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• �Bei Benutzung eines Firmenwagens für beruflich veranlasste 
Fahrten zu weiteren Tätigkeitsstätten sind keine geldwerten 
Vorteile zu versteuern.

Die für die betriebliche Praxis wichtige Frage wird hier sein, 
wie man rechts- und prüfungssicher eine „erste“ Tätigkeits-
stätte bestimmt. Die hierfür vorgesehenen gesetzlichen Kri-
terien (Zuordnungsentscheidung des Arbeitgebers etc.) be-
dürfen noch erheblicher Konkretisierung. Neu ist dabei das 
Primat des Arbeitsrechts, dem das Steuerrecht folgt. 

Praxishinweis: Der Arbeitgeber hat es mithin in der Hand, 
durch sein Direktionsrecht zu bestimmen, ob bzw. wo ein 
Mitarbeiter eine erste Tätigkeitsstätte hat. Maßgeblich sind 
in diesem Zusammenhang die Zuordnungsentscheidung des 
Arbeitgebers sowie die diese Entscheidung ausfüllenden Ab-
sprachen und Weisungen.

2. Verpflegungsmehraufwand 
Die einem Mitarbeiter eines Unternehmens bei einer Aus-
wärtstätigkeit entstehenden Verpflegungsmehraufwendungen 
können nach geltendem Recht ab einer Mindestabwesenheit 
von 8 Stunden i.H. der gesetzlichen Pauschbeträge (im Inland 
6 €, 12 €, 24 €) vom Arbeitgeber steuerfrei gezahlt, alterna-
tiv vom Arbeitnehmer als Werbungskosten geltend gemacht 
werden. Dies gilt für jede Auswärtstätigkeit; dauert eine solche 
länger als drei Monate, ist ab dem 1. Tag des 4. Monats keine 
Steuerfreiheit mehr gegeben. 

Durch die gesetzliche Neuregelung bleibt es zwar bei der Min-
destabwesenheit von  8 Stunden für die steuerfreie Gewährung 
von Verpflegungspauschalen; allerdings wird hier von der bisher 
dreistufigen Staffelung auf eine zweistufige Staffelung umgestellt 
(bei Reisen im Inland: 12 € und 24 €). Zugleich wurde die Mög-
lichkeit einer erweiterten Pauschalversteuerung geschaffen; die 
Ermittlung der sog. Dreimonatsfrist für die zeitliche Begrenzung 
steuerfreier Verpflegungspauschalen wurde vereinfacht. 

Bei Auslandsreisen werden die weiterhin geltenden Auslands-
reisekostenpauschalen ebenfalls zweistufig ausgestaltet. Eine 
weitergehende Überarbeitung der Auslandsreisekostensätze 
ist angedacht. 
 
Praxishinweis: Technisch scheint hier die Umstellung auf die 
vorgesehene Neuregelung keinen nennenswerten Besonder-
heiten zu begegnen. Aus Sicht eines Unternehmens könnte al-
lerdings unter Kostengesichtspunkten durch die mit der neuen 
zweistufigen Staffelung einhergehende teilweise Verdoppelung 
von Verpflegungspauschen mit Mehrkosten zu rechnen sein.

3. Vom Unternehmen anlässlich einer Auswärtstätigkeit 
gewährte Mahlzeiten
Gewährt ein Unternehmen einem Mitarbeiter anlässlich oder 
während einer beruflich veranlassten Auswärtstätigkeit selbst 
bzw. auf seine Veranlassung hin durch einen Dritten eine 
Mahlzeit, muss nach derzeitiger Rechtslage ein entsprechen-
der geldwerter Vorteil steuerlich erfasst, bewertet und einer 
Versteuerung zugeführt werden. Will man eine Versteuerung 
vermeiden, muss der Arbeitnehmer eine Zuzahlung (ein Ent-

gelt) zu einer solchen Mahlzeit leisten, die etwa im Rahmen 
einer Reiskostenabrechnung mit Reisekostenerstattungen ver-
rechnet werden kann. Das Kürzen von Verpflegungspauschalen 
ist nach geltendem Recht nicht zulässig.

Künftig kann ein Unternehmen einen entsprechenden geldwer-
ten Vorteil mit den günstigen sog. amtlichen Sachbezugswerten 
ansetzen, sofern der Wert eines Essens den Betrag von 60 € 
(bisher 40 €) nicht übersteigt. Stünde einem bewirteten Arbeit-
nehmer eine Verpflegungspauschale zu, müsste die mit dem 
amtlichen Sachbezugswert bewertete Mahlzeit nicht versteuert 
werden; dafür ist die maßgebliche Verpflegungspauschale pro 
Mahlzeitengestellung zu kürzen (Pflichtkürzung). Der Umfang 
der Kürzung beträgt einheitlich 4,80 € bei Gewährung eines 
Frühstücks und 9,60 € bei Gewährung einer Hauptmahlzeit 
(Mittagessen oder Abendessen). Entsprechende Kürzungen 
müssen in der Lohnsteuerbescheinigung kenntlich gemacht 
werden. Verlangt ein Arbeitgeber von seinen Mitarbeitern, 
denen ja durch die Mahlzeitengestellung kein Verpflegungs-
mehraufwand entstanden ist, Zuzahlungen, muss die vorste-
hend beschriebene Kürzung wiederum um die entsprechende 
Zuzahlung (maximal auf 0) gekürzt werden. 

Steht einem Arbeitnehmer keine Verpflegungspauschale 
zu (z.B. bei eintägiger Abwesenheit < 8 Stunden oder wenn 
der Arbeitgeber keine Aufzeichnungen über Bewirtungen 
führt), wird ihm aber gleichwohl eine mit dem amtlichen 
Sachbezugswert zu bewertende Mahlzeit gewährt, kann der 
Arbeitgeber in Zukunft den aus der Mahlzeitengestellung re-
sultierenden geldwerten Vorteil mit dem amtlichen Sachbe-
zugswert pauschal mit 25% versteuern. Auf der anderen Seite 
können Arbeitnehmer in ihrer Einkommensteuererklärung 
Verpflegungsmehraufwand als Werbungskosten offensichtlich 
nur noch dann geltend machen, wenn ihnen tatsächlicher 
Aufwand entstanden ist. 

Praxishinweis: Eine arbeitgeberseitige Kürzung von Verpfle-
gungspauschalen scheint auf den ersten Blick für Betriebe eine 
Vereinfachung darstellen zu können. Bei genauerer Betrach-
tung steht aber auch an dieser Stelle zu befürchten, dass in 
Unternehmen ein (u.U. erhebliches) Mehr an Prüf- und Or-
ganisationsaufwand betrieben werden muss. Nicht zuletzt das 
eventuelle Kürzen von Kürzungen und die damit verbundenen 
neuen Ausweise auf der Lohnsteuerbescheinigung können zu 
einem derzeit nicht einschätzbaren Umfang an Mehraufwand 
in den Unternehmen führen.

4. Unterkunftskosten
Die steuerliche Behandlung von Übernachtungskosten im 
Rahmen einer beruflich veranlassten Auswärtstätigkeit orien-
tiert sich bereits nach geltendem Recht an den tatsächlichen 
Aufwendungen. Der Unterschied zwischen Übernachtungs-
kosten im Rahmen einer vorübergehenden Auswärtstätigkeit 
und einer dauerhaft angelegten doppelten Haushaltsführung 
liegt derzeit darin, dass im erstgenannten Fall die Übernach-
tungskosten in unbegrenzter Höhe steuerfrei erstattet bzw. 
als Werbungskosten geltend gemacht werden können, wäh-
rend sie bei einer doppelten Haushaltsführung auf die Durch-
schnittsmiete einer 60-qm-Wohnung begrenzt sind. Hier ist 
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jetzt gesetzlich geregelt, dass die Übernachtungskosten bei 
Auswärtstätigkeiten zwar zunächst weiterhin in unbegrenz-
ter Höhe berücksichtigt werden können, Auswärtstätigkeit 
und doppelte Haushaltsführung in Zukunft  aber ab einem 
bestimmten Zeitpunkt (nach Ablauf von 48 Monaten) gleich 
zu behandeln sind. Außerdem werden Unterkunft skosten bei 
doppelter Haushaltsführung betragsmäßig auf 1000 € pro 
Monat begrenzt. Die bisherige Begrenzung auf die Durch-
schnittsmiete einer 60-qm-Wohnung entfällt für das Inland 
(für Reisen ins Ausland gilt die 60-qm-Regelung weiter).

Praxishinweis: Für die betriebliche Praxis ist hier festzustellen, 
dass bei der zeitlichen Begrenzung von Übernachtungskosten 
bei Auswärtstätigkeiten mit Überwachungsaufwand zu rechnen 
ist. Bei der betragsmäßigen Deckelung steht zu befürchten, dass 
der vorgesehene Betrag in Ballungsräumen ggf. nicht ausreichen 
könnte. Außerdem ist bei einem starren gesetzlich festgelegten 
Betrag mit der Gefahr einer „Überalterung“ zu rechnen, so dass 
ein solcher Betrag bei steigenden Kosten mit zunehmendem 
„Alter“ immer weniger auskömmlich sein könnte.

III. Aufwandsabschätzung und Umstellungs­
projekte

Ob durch die Änderungen im steuerlichen Reisekostenrecht 
die vom Gesetzgeber gewünschte dauerhaft e Senkung von Ad-
ministrations- und IT-Aufwand bei den Unternehmen tatsäch-
lich eintritt, darf nach derzeitigem Kenntnisstand durchaus in 
Zweifel gezogen werden. Vielmehr scheint es so zu sein, dass 
an vielen Stellen des steuerlichen Reisekostenrechts bereits 
vorhandene Regelungen bzw. Begriff e lediglich durch andere 
ersetzt wurden.

In der Umstellungsphase dürft e aber wohl in jedem Fall mit 
einer Erhöhung des Aufwands in den Unternehmen durch 
Schulung von Mitarbeitern, die Änderung interner betrieb-
licher Regelungen und Abläufe sowie durch neue Bescheini-
gungspfl ichten zu rechnen sein.

In Kraft  treten wird das neue steuerliche Reisekostenrecht zwar 
erst zum 01.01.2014. Die Zeit bis dahin wird aber wahrschein-
lich dringend nötig sein, damit die Unternehmen rechtzeitig 
alle erforderlichen Vorbereitungs- und Umstellungsarbeiten 

erledigen können. Denn die Zeit wird man brauchen, um 
betriebliche Vereinbarungen und Richtlinien neu zu regeln,
interne Prozessabläufe zu überprüfen und anzupassen, vor-
handene Soft ware anzupassen bzw. zu erneuern, Personal 
zum neuen Reisekostenrecht zu schulen, reisende Mitarbeiter 
über die Neuregelungen zu informieren, (soweit vorhanden) 
mit Arbeitnehmervertretungen bzw. Betriebsräten über rei-
sekostenrechtliche Neuerungen zu verhandeln und betriebs-
wirtschaft liche Kosten zu quantifi zieren und deren Ergebnis-
wirksamkeit zu beachten.

IV. Fazit

Aus Sicht der betroff enen Unternehmen und ihrer Mitarbeiter 
wird es darauf ankommen, dass die im Gesetz in vielen Be-
reichen nicht hinreichend klaren Formulierungen am Ende 
wirklich zu einer Vereinfachung und Entbürokratisierung 
führen. Bei zahlreichen Neuregelungen scheint teils erheb-
licher Erläuterungsbedarf zu bestehen. Ein entsprechendes 
Einführungsschreiben der Finanzverwaltung wäre sehr hilf-
reich, ist derzeit aber noch nicht in Sicht.

An mehreren Stellen des steuerlichen Reisekostenrechts tre-
ten die Neuregelungen hinter den Rechtsstand zurück, wie 
er spätestens seit 15.12.2011 (BMF-Schreiben, a.a.O.) gilt. 
Dies betrifft   insbesondere das Bestimmen einer ersten Tätig-
keitsstätte, die in Zukunft  unter bestimmten Voraussetzungen 
auch wieder bei einem verbundenen Unternehmen oder bei 
einem Kunden gegeben sein kann; ein Zustand, der durch die 
jüngere BFH-Rechtsprechung und das entsprechende BMF-
Schreiben vom 15.12.2011 (a.a.O.)  gerade erst überwunden 
war. Folgen werden ein hoher Administrationsaufwand und 
die neuerliche Versteuerung von Firmenwagen für Fahrten 
zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte bzw. in 
Zukunft  erster Tätigkeitsstätte.

Wegen der vielen Änderungen im steuerlichen Reisekos-
tenrecht werden in den Betrieben in diesem Jahr die unter-
schiedlichsten Projekte angestoßen werden müssen. Jedes 
Unternehmen wird von den Änderungen betroff en sein und 
jeder Betroff ene ist deshalb gut beraten, sich möglichst früh 
mit den Neuregelungen zu beschäft igen und entsprechende 
betriebliche Entscheidungen zu treff en. 
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Forderungen

	 Fehlende Verzinsung rechtfertigt keine 
Teilwertabschreibung !

Das Problem
Mit der Ausreichung eines Darlehens verfolgt der Darlehensge-
ber in aller Regel die Absicht, hieraus Zinserträge zu erzielen, 
die zumindest seine Opportunitätskosten und ein angemesse-
nes Ausfallrisiko abdecken. Erfolgt die Darlehensgewährung 
allerdings durch einen Gesellschafter an „seine“ Gesellschaft, 
so kann es aus Sicht des Darlehensgebers durchaus vernünftig 
sein, auf eine Verzinsung zu verzichten, um hierdurch die 
Gesellschaft wirtschaftlich zu stärken. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Darlehensnehmerin über steuerliche Verluste verfügt 
und der Betriebsausgabenabzug für die Zinsen daher ins Leere 
laufen würde, während der Gesellschafter die Zinseinnahmen 
zu versteuern hätte. Es stellt sich in derartigen Konstellationen 
die Frage, wie die Darlehensforderung zu bewerten ist, sofern 
sie in einem steuerlichen Betriebsvermögen gehalten wird.

Die Lösung
Der BFH hat – ebenso wie das FG Münster in erster Instanz 
– entschieden, dass auch unverzinsliche Darlehensforderun-
gen grundsätzlich mit dem Nominalwert zu bewerten sind 
(BFH-Urteil vom 24.10.2012 - I R 43/11, DB 2013 S. 31). Eine 
Teilwertabschreibung auf den Barwert der Forderung kommt 
nach Auffassung der Richter nicht in Betracht. Zwar sei der 
aktuelle Wert einer unverzinslichen Forderung zu den Bilanz-
stichtagen, die vor dem Fälligkeitszeitpunkt liegen, gemindert 
und liege unter dem Nominalwert. Diese Wertminderung sei 
jedoch nicht dauerhaft, weil es in der Folgezeit zu einer suk-
zessiven Werterhöhung der Forderung komme, bis schließlich 
zum Fälligkeitszeitpunkt der tatsächliche Wert dem Nomi-
nalwert entspreche. Damit entwickelt der BFH seine eigene 
Rechtsprechung konsequent fort. Bereits zur Bewertung von 
festverzinslichen Wertpapieren, die an der Börse gehandelt 
werden, hatten die Richter eine Teilwertabschreibung mit der 
Begründung abgelehnt, dass der Gläubiger zum Fälligkeits
termin seine Nominalforderung zurückerhalte und etwaige 
zwischenzeitliche Kursverluste daher nur eine vorübergehende 
Wertminderung darstellen (vgl. auch BiM 2013 S. 20). 

■■Praxistipp
Mit der genannten Entscheidung ist klar: Durch die Unver-
zinslichkeit einer Forderung lässt sich kein steuerlicher Vorteil 
beim Darlehensgeber erreichen. Es droht in derartigen Fällen 
vielmehr eine „Steuerfalle“: Während der Gesellschafter die 
Forderung nicht auf einen geringeren Teilwert abschreiben 
darf, muss die Gesellschaft die Verbindlichkeit gewinner-
höhend abzinsen (vgl. BiM 2010 S. 22). Das den handels-
rechtlichen GoB zugrunde liegende Imparitätsprinzip, das 
eigentlich eine Antizipation absehbarer Verluste erfordert, die 
Berücksichtigung noch nicht realisierter Gewinne hingegen 

verbietet, wird hierdurch gewissermaßen auf den Kopf gestellt. 
Um wenigstens das Schlimmste zu verhindern, empfiehlt es 
sich in der Praxis, derartige Darlehen zumindest mit einer 
Minimalverzinsung zu versehen und dadurch eine Abzinsung 
beim Darlehensnehmer zu vermeiden.

Reinvestitionsrücklagen

	 �„Vergessene Auflösung“ kann 	
teuer werden !

Das Problem
Werden im Zuge der Veräußerung von Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens stille Reserven aufgedeckt, so lässt sich unter 
bestimmten Voraussetzungen eine Sofortversteuerung dieser 
stillen Reserven verhindern, indem der Steuerpflichtige eine 
sog. „§ 6b-Rücklage“ bildet und diese Rücklage auf in der Zu-
kunft neu anzuschaffende oder herzustellende Wirtschaftsgüter 
überträgt. Es handelt sich hierbei um eine personenbezogene 
Begünstigung, die ein Steuerpflichtiger auch betriebs- bzw. un-
ternehmensübergreifend beanspruchen kann. So verhielt es sich 
auch in einem Fall, den kürzlich der BFH zu entscheiden hatte 
und der hier in vereinfachter Form wiedergegeben werden soll: 
Ein Steuerpflichtiger war an zwei Personengesellschaften (A und 
B) als Mitunternehmer beteiligt. In den Jahren 1994 und 1995 
verkaufte er landwirtschaftliche Grundstücke, die er in seinem 
Sonderbetriebsvermögen A hielt. Die hierdurch aufgedeckten 
stillen Reserven wurden durch Bildung einer § 6b-Rücklage 
in diesem Sonderbetriebsvermögen neutralisiert. In den Jah-
ren 1995 und 1998 erwarb B verschiedene landwirtschaftliche 
Grundstücke und kürzte die steuerlichen Anschaffungskosten 
um die gebildeten Rücklagen. In den Sonderbilanzen A wurde 
die Rücklage jedoch auch in diesen Jahren in unveränderter 
Höhe ausgewiesen. Die Veranlagung B wurde bestandskräftig, 
bei A fand hingegen eine Betriebsprüfung statt.

Die Lösung
Der Betriebsprüfer löste die Rücklage in der Sonderbilanz 
A nach Ablauf der Reinvestitionsfrist gewinnerhöhend mit 
entsprechenden Gewinnzuschlägen auf, da eine wirksame 
Übertragung auf Reinvestitionsgüter nicht erfolgt sei. Der Steu-
erpflichtige wehrte sich – und unterlag in erster und zweiter 
Instanz. Der BFH stellt in seinem Urteil klar, dass das Bilan-
zierungswahlrecht für die Bildung und Auflösung einer § 6b-
Rücklage stets durch einen entsprechenden Bilanzansatz im 
„veräußernden“ Betrieb auszuüben sei, auch wenn die Rücklage 
auf Wirtschaftsgüter eines anderen Betriebs des Steuerpflichti-
gen übertragen werden soll (BFH-Urteil vom 19.12.2012 - IV 
R 41/09, DB 2013 S. 320). Da die Rücklage im vorliegenden 
Fall weiterhin in unveränderter Höhe bilanziert wurde, sei 
eine wirksame Übertragung auf die Neuanschaffungen im 
„Schwesterbetrieb“ nicht erfolgt und somit zwingend eine ge-
winnerhöhende Auflösung nach Ablauf der gesetzlichen Frist 
vorzunehmen. Eine erfolgsneutrale Ausbuchung (Rücklage 

In dieser Rubrik stellen wir Ihnen regelmäßig für die Praxis besonders bedeutende aktuelle Urteile, Verwaltungserlasse 
und Gesetzesänderungen aus dem Bereich des Bilanzsteuerrechts vor. Auswahl und Bearbeitung erfolgen durch Benno 
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an Kapital) sei ebenso unzulässig wie eine Bilanzberichtigung 
oder eine Bilanzänderung.

■■Praxistipp
Das Urteil ist für den Steuerpflichtigen im Ergebnis brutal: Die 
gewünschte steuerliche Verschonung der aufgedeckten stillen 
Reserven im veräußernden Betrieb ist misslungen, vielmehr 
wurden diese sogar noch um „Strafzuschläge“ erhöht. Im 
Reinvestitionsbetrieb ist dagegen eine Kürzung der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten vorgenommen worden, die 
zu einer Reduzierung des zukünftigen AfA-Volumens führt. 
Und das alles „nur“ wegen einer vergessenen Buchung: Zutref-
fend hätte im veräußernden Betrieb die Rücklage im Jahr der 
Reinvestitionen erfolgsneutral gegen Kapital ausgebucht wer-
den müssen. Der Fall zeigt deutlich, dass auch vermeintliche 
steuerliche Vergünstigungen erhebliche verfahrenstechnische 
Tücken aufweisen können.

Rückstellungen

	 Zinsen sind auch bei Poolfinanzierung 	
zu berücksichtigen !

Das Problem
Zu den in der Handels- und Steuerbilanz zwingend zu bilden-
den Rückstellungen zählt auch die Verpflichtung zur Aufbe-
wahrung von Geschäftsunterlagen (vgl. BiM 2011 S. 45). Es 
handelt sich hierbei um eine Sachleistungsverpflichtung, die 
mit den Einzelkosten und angemessenen Teilen der notwen-
digen Gemeinkosten zu bewerten ist. Hierzu zählen beispiels-
weise auch die Raumkosten für die Archivräume, also u. a. die 
anteilige Miete oder – falls die Räumlichkeiten im Eigentum 
des Steuerpflichtigen stehen – die AfA und anteilige Finan-
zierungskosten. Bislang war offen, ob dies auch gilt, wenn die 
Anschaffung bzw. Herstellung dieser Räume nicht unmittelbar 
(einzel-)finanziert worden ist, sondern der Steuerpflichtige 
seine gesamten liquiden Eigen- und Fremdmittel in einen 
„Pool“ gegeben und hieraus sämtliche Aufwendungen seines 
Geschäftsbetriebs finanziert hat.

Die Lösung
Der BFH hat diese Frage in einem kürzlich veröffentlichten Urteil 
bejaht (BFH-Urteil vom 11.10.2012 - I R 66/11). Er vertritt hierin 
die Auffassung, dass nicht nur die unmittelbar der Aufbewah-
rungsverpflichtung zuzuordnenden Zinsaufwendungen zu den 
notwendigen Gemeinkosten i.S. des § 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. b 
EStG gehören, sondern dass auch im Rahmen einer „Poolfinan-
zierung“ anteilige Zinsaufwendungen in die Rückstellungsbemes-
sung einfließen müssen. Voraussetzung für ihre Berücksichtigung 
als Teil der notwendigen Gemeinkosten sei in diesem Fall, dass sie 
sich durch Kostenschlüsselung verursachungsgerecht der Herstel-
lung bzw. Anschaffung der Räume zuordnen lassen und dass sie 
angemessen sind. Der Vorinstanz, an die der Fall zurückverwiesen 
wurde, hat der BFH zudem einige klare Vorgaben zur Ermittlung 
der Zinsen mit auf den Weg gegeben.

■■Praxistipp
Der BFH spricht sich mit der vorliegenden Entscheidung 
konsequent für einen Vollkostenansatz bei der Bewertung 

von Rückstellungen für Sachleistungsverpflichtungen aus. 
Dennoch dürfte das Urteil bei Steuerpflichtigen und ihren 
Beratern nicht auf ungetrübte Zustimmung stoßen. Eher ne-
benbei, aber gleichwohl deutlich, haben die BFH-Richter der 
Finanzverwaltung den Rücken gestärkt, indem sie den han-
delsrechtlichen Wertansatz von Rückstellungen als Obergrenze 
für die Steuerbilanz ansehen. Diese Fragestellung ist aktuell 
höchst umstritten (vgl. hierzu auch den Beitrag ab S. 27 im 
aktuellen Heft).

	 Prozessrückstellung unabhängig von 
Erfolgsaussichten !

Das Problem
Jeder bilanzierende Kaufmann hat für dem Grunde und/oder 
der Höhe nach ungewisse Verbindlichkeiten in seiner Bilanz 
Rückstellungen zu bilden. Diese Vorgabe erfordert zu jedem 
Bilanzstichtag eine Einschätzung durch den Steuerpflichtigen, 
ob und in welcher Höhe er mit einer Inanspruchnahme aus 
dem jeweiligen Sachverhalt rechnen muss. Eine besondere 
Schwierigkeit ergibt sich immer dann, wenn die fragliche 
Verbindlichkeit Gegenstand eines Gerichtsverfahrens ist und 
die Streitparteien erheblich unterschiedliche Auffassungen 
darüber haben, ob und in ggf. in welcher Höhe eine solche 
Verbindlichkeit tatsächlich besteht.

Die Lösung
Nach einer Entscheidung des Schleswig-Holsteinischen FG 
(Urteil vom 25.9.2012 - 3 K 77/11, BB 2013 S. 302) ist eine 
solche Einschätzung in der Zukunft möglicherweise nicht 
mehr erforderlich. Danach muss ein Steuerpflichtiger stets eine 
Rückstellung bilden, wenn gegen ihn gerichtlich ein Anspruch 
geltend gemacht wird. Auf die Erfolgsaussichten der Klage 
komme es hierbei nicht an, es sei denn, die Klage wäre dem 
Grunde und/oder der Höhe nach offensichtlich willkürlich 
oder erkennbar nur zum Schein erhoben worden. Aufgrund 
des Vorsichtsprinzips müsse der Kaufmann grundsätzlich 
mit einem für ihn ungünstigen Urteil rechnen. Zudem sei die 
Rückstellung auch in Höhe des maximalen Schadens, also in 
Höhe des gesamten eingeklagten Betrags zu bilden.

■■Praxistipp
Die Deutlichkeit und fehlende Differenzierung dieser  
Entscheidung überrascht. Schließlich geht die Rechtspre-
chung für andere Fälle davon aus, dass für eine steuerliche 
Rückstellungsbildung eine Inanspruchnahme des Steuer-
pflichtigen mit einer überwiegenden Wahrscheinlichkeit 
gegeben sein muss, dass also mehr Gründe für als gegen eine 
Inanspruchnahme sprechen müssen (sog. „51 %-Regel“). 
Geht es nach den Richtern aus Schleswig-Holstein, gilt diese 
Regel für Prozessrückstellungen ausnahmsweise nicht. Der 
BFH wird im Revisionsverfahren (VIII R 45/12) die Gele-
genheit erhalten, zu dieser Frage abschließend Stellung zu 
beziehen. Sollte die Entscheidung bestätigt werden, dürften 
sich einige Diskussionen im Rahmen von Betriebsprü-
fungen über Prozessrückstellungen in Zukunft erübrigen. 
Andererseits würde den Steuerpflichtigen hierdurch auch in 
erheblichem Umfang Ermessens- und Gestaltungsspielraum 
genommen.
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Nachhaltigkeit­
von Dr. Hans-Jürgen Hillmer*)

Vor dem Hintergrund aktueller gesellschaftlicher 
Fragestellungen wie Globalisierung, Klimawandel 
und Finanzkrise wird vermehrt auch grundsätzliche 
Kritik an der Wertschöpfung von Unternehmen laut. 
Damit die Glaubwürdigkeit und das Vertrauen in 
das verantwortungsvolle Handeln von Unterneh-
men zurückgewonnen werden können, werden sog. 
nachhaltige Geschäftsmodelle immer nachdrückli-
cher gefordert und teilweise auch für unabdingbar 
gehalten (vgl. Günther/Ruter, ZCG 2013 S. 53). 
Andererseits belegen Ergebnisse einer im Herbst 
2012 abgeschlossenen Studie zum sog. Integrated 
Reporting – es ist Ausdruck einer am Nachhaltig-
keitspostulat ausgerichteten Berichterstattung –, 
dass insoweit noch großer Nachholbedarf besteht. 

Den Studienergebnissen (s.u. www.deloitte.
com/view/de_DE/de/focus_on/cfo_connect/
d195c8ddc364b310VgnVCM3000003456f70aR-
CRD.htm) zufolge könnte ein Großteil der Unter-
nehmen Stakeholder noch besser von ihrer Ertrags-
kraft überzeugen, wenn sie konsequent Bereiche wie 
Unternehmensstrategie, Geschäftsmodell, Leistung 
und Erfolg sowie Unternehmensführung jeweils im 
ökonomischen, ökologischen und sozialen Kontext 
verzahnt abbilden würden. Insbesondere wurde fest-
gestellt, dass die Unternehmen ihre Nachhaltigkeits-
strategie i.d.R. noch nicht in ihre Gesamtstrategie 
eingebettet haben. Das aber wäre vor allem für eine 
entsprechende Akzeptanz auf Investorenseite er-
forderlich, denen eine klar formulierte, integrierte 
Strategie auch als Beleg dafür dient, dass diese von 
der ganzen Geschäftsleitung zur Erreichung des 
Unternehmenserfolgs gelebt wird.

Nicht zuletzt die im Rahmen der genannten Studie 
identifizierten Defizite werden dafür sorgen, dass das 
Nachhaltigkeitsstreben und die Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung in 2013 eher noch vermehrt auf der 
Agenda wissenschaftlicher und praxisorientierter 
Diskussions- und Arbeitsrunden stehen werden. 
Als nicht unwichtiger Beleg sei hier angeführt, dass 
die am 11.04.2013 in Köln stattfindende diesjährige 
Schmalenbach-Tagung 2013 dem Thema „Rech-
net sich nachhaltiges Wirtschaften?“ gewidmet ist 
(mehr dazu unter www.schmalenbach.org). Ferner 
sei hier nur auf das fast zeitgleich am 09./10.04.2013 
in Ludwigsburg bei Stuttgart stattfindende 9. Deutsche 
CSR-Forum verwiesen, das sich als internationales 
Forum für Nachhaltigkeit und Zukunftsfähigkeit 
versteht (alle aktuell verfügbaren Informationen 
zum 9. Deutschen CSR-Forum finden sich unter 
www.csrforum.eu/kongress/kongress-2013).

Eine Voraussetzung für den weiteren Ausbau von 
Integrated-Reporting-Ansätzen ist, dass die in den 
Unternehmen genutzten informationsverarbeiten-
den Systeme in der Lage sind, entsprechende Infor-
mationen aufzubereiten. Die damit verbundenen 
Probleme dürften jedoch vor dem Hintergrund 
neuzeitlicher Entwicklungen beherrschbar sein, 
was nicht zuletzt entsprechenden Vorarbeiten wie 
denen des jüngsten Kausch-Preisträgers Scheer zu 
verdanken ist, der sich besonders intensiv mit der 
Architektur integrierter Informationssysteme befasst 
hat (vgl. zur Preisverleihung die Meldung auf S. 47 
in diesem Heft). Aus anderer Sicht zeigt auch ein 
soeben erschienener Beitrag des Kausch-Preisträgers 
aus 2010, Norbert Herzig, dass der Siegeszug des 
Integrated Reporting jedenfalls nicht durch in der 
Informationsverarbeitung liegende Grenzen aufge-
halten werden kann: Dort wird über den (in diesem 
Fall begrüßenswerten) Ausbau der E-Governance 
für Unternehmen hinsichtlich der Offenlegungs-
anforderungen berichtet und insbesondere auch auf 
Vorarbeiten zur Verwendung von XBRL verwiesen 
(vgl. Herzig/Schäperclaus, DB 2013 S. 1-10).

Aus deutscher Sicht ist der 2011 verabschiedete 
Nachhaltigkeitskodex (zum Abruf siehe die Quel-
lenangabe in der Randspalte) besonderer Ausdruck 
dessen, dass Corporate Social Responsibility (CSR) 
und Nachhaltigkeit sich als Leitlinien für unterneh-
merisches Engagement in der Gesellschaft zuneh-
mend durchsetzen. Dabei werden entsprechend der 
sog. triple-bottom-line sowohl die Ökonomie als 
auch die Ökologie und das soziale Verhalten von 
Unternehmen (intern gegenüber den Mitarbeitern 
und extern gegenüber der Gesellschaft) abgedeckt. 
Eine darauf bezogene integrative Berichterstattung 
ist letztlich nicht nur wünschenswert, sondern im 
Sinne einer sog. guten Corporate Governance 
schlicht unverzichtbar. 

Mit einer differenzierten Berichterstattung über 
Werteorientierung und deren Operationalisierung 
im Unternehmensalltag muss auch der Gefahr be-
gegnet werden, dass ethisch reflektiertes Handeln 
von kurzfristigen Renditeerwartungen in den Hin-
tergrund gedrängt wird. Denn dann wäre durch 
Transparenz und Integrität der Geschäftsprozesse 
aufgebautes Vertrauenskapital nur allzu schnell 
wieder verspielt. In diesem Sinne ist beabsichtigt, 
das Thema der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
mit einem Hauptbeitrag von Beiersdorf (Mitglied 
im BiM-Fachbeirat) in der nächsten BiM-Ausgabe 
wieder aufzugreifen.

Quellen zum Thema:

	 Günther/Ruter, Grundsätze 
nachhaltiger Unternehmens-
führung, ZCG 2013 S. 53 ff.

	 Herzig/Schäperclaus, Einheits-
taxonomie für E-Bilanz und  
Offenlegung – Eine begrüßens
werte Ausbaustufe der E-Gover-
nance für Unternehmen, DB 
2013 S. 1 ff.

	 Hillmer, Integrated Reporting als 
Königsweg?, ZCG 2013 S. 40 ff.

	 Rat für nachhaltige Entwick-
lung, Der Deutsche Nachhal-
tigkeitskodex (DNK, abrufbar 
unter www.nachhaltigkeitsrat.
de/uploads/media/RNE_Der_
Deutsche_Nachhaltigkeitsko-
dex_DNK_texte_Nr_41_Janu-
ar_2012_02.pdf).

*) Dipl.-Kfm. Dr. Hans-Jürgen 
Hillmer ist freiberuflicher Wirt-
schaftsjournalist und Inhaber 
des BuS-Netzwerks für Betriebs-
wirtschaftliche und Steuerliche 
Fachinformationen (www.bus-
hillmer.de). Ein Tätigkeitsschwer-
punkt ist die BiM-Redaktion.
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	 Ehrenpreis 2013 für BiM-Beitrag

Die BVBC-Stiftung zur Förderung von Rechnungswesen und 
Controlling wird auf dem BVBC-Kongress 2013 in Bad Soden 
am 24.5.2013 erneut einen Ehrenpreis für eine herausragende 
wissenschaftliche Arbeit vergeben. Ausgezeichnet werden soll 
in diesem Jahr ein BiM-Beitrag, der in der Ausgabe 4/2012 
zum Thema „Instrumente des Synergie-Controlling – Mes-
sung und Steuerung von Synergiepotenzialen und -effekten“ 
erschienen ist. Autor ist Prof. Dr. Volker H. Peemöller, der die 
Reihe der sehr namhaften Preisträger in den letzten beiden 
Jahren fortsetzt. Er ist Experte für Controlling, internationale 
Rechnungslegung, Interne Revision, Unternehmensbewer-
tung sowie Lehrbeauftragter an der Universität Erlangen/
Nürnberg, der Steinbeis-Hochschule Berlin und des Inter-
nationalen Hochschulinstituts Zittau. 

Hinweis: In 2011 hatte die Fachjury den Preis an Prof. Dr. 
Karlheinz Küting / Dr. Andrea Rösinger / Mana Mojadadr 
für einen in 2010 in DB veröffentlichten Beitrag zur Not-
wendigkeit eines Cash- und Liquiditätsmanagements im 
Mittelstand verliehen. In 2012 wurde ein Beitrag ausgezeich-
net, der im November 2011 zum Thema „Kreditrating und 
Unternehmenseinschätzungen: Was bewirken neue Bilanzda-
ten auf der Basis des BilMoG?“ in der Fachzeitschrift Krisen-, 
Sanierungs- und Insolvenzberatung (KSI) erschienen ist. Die 
Autoren sind Dr. Bernhard Becker (comes Unternehmens-
beratung in Oldenburg), Prof. Dr. Stefan Müller (Universität 
der Bundeswehr Hamburg) sowie Dr. Christian Wobbe (Jade 
Hochschule Wilhelmshaven/Oldenburg/Elsfleth).

	 Umfrage bei kleinen Prüferpraxen

Die International Federation of Accountants (IFAC) hat 
die Ergebnisse ihrer vom 21.11.-31.12.2012 durchgeführ-
ten Kurzumfrage (SMP Quick Poll November/Dezember 
2012) unter www.ifac.org veröffentlicht. Mit der Umfrage 
sollen die aktuellen Herausforderungen abgefragt werden, 
die sich speziell kleinen und mittleren Prüferpraxen und 
deren kleinen und mittelständischen Mandanten stellen.  
Nach den Ergebnissen der jüngsten Umfrage liegen die 
größten Herausforderungen für kleine und mittlere Pra-
xen darin, mit neuen Regelungen und Standards Schritt zu 
halten. Größtes Hindernis für eine vollständige Einhaltung 
des Code of Ethics seien Schwierigkeiten beim Verständnis 
seiner Anforderungen. 

	 Kausch-Preis 2012 für A.-W. Scheer

Der renommierte Dr.-Kausch-Preis ist für 2012 an Prof. Dr. 
August-Wilhelm Scheer verliehen worden. Der Preisträger, der 
als Pionier der EDV-mäßigen Umsetzung von Rechnungs-
legung gilt, ist Gründer der IDS Scheer AG und beratender 
Professor am Deutschen Forschungszentrum für Künstliche 
Intelligenz an der Universität des Saarlandes in Saarbrücken. 
Prof. Scheer erhält die Auszeichnung für seine Verdienste um 
die Integration von Rechnungswesen und Wirtschaftsinfor-
matik (Einzelheiten sind einem ausführlichen Bericht in KoR 
4/2013 S. 210 ff. zu entnehmen).

	 Neues IFRS-Rahmenkonzept

EFRAG und die nationalen Standardsetzer Frankreichs (ANC), 
Deutschlands (DRSC), Italiens (OIC) und des Vereinigten Kö-
nigreichs (FRC) beabsichtigen,  gemeinsam wichtige Aspekte 
für die Überarbeitung des Rahmenkonzepts der IFRS durch 
das IASB zu erörtern. Im Fokus der angestrebten Zusammen-
arbeit steht insbesondere die Sicherstellung der europäischen 
Interessen bei der künftigen, konzeptionellen Ausrichtung 
und Entwicklung von IFRS auf Basis eines überarbeiteten 
Rahmenkonzepts. Die Veröffentlichung des gemeinsamen 
Strategiepapiers „Getting a Better Framework - Our Strategy“ 
(abrufbar unter: www.drsc.de) enthält eine Auswahl gewichti-
ger Fragen für die Überarbeitung des Rahmenkonzepts.

	 Stärkung des Ehrenamts
Am 1.3.2013 hat auch der Bundesrat das Gesetz zur Stärkung des 
Ehrenamtes (Ehrenamtsstärkungsgesetz) verabschiedet.  Das Ge-
setz soll die steuerlichen Vorschriften handhabbarer machen und 
den Vereinen bereits dieses Jahr eine höhere zeitliche Flexibilität 
bei der Verwendung ihrer Mittel gewähren. Insbesondere sind 
(rückwirkend zum 1.1.2013) die sog. „Übungsleiterpauschale“ 
nach § 3 Nr. 26 EStG von 2.100 € auf 2.400 € angehoben und die 
sog. „Ehrenamtspauschale“ nach § 3 Nr. 26a EStG von 500 € auf 
720 € angehoben worden.  Auch im Bereich der Rücklagenbildung 
wird mehr Rechtssicherheit geschaffen. So werden durch eine 
gesetzliche Regelung der sog. „Wiederbeschaffungsrücklage“ auch 
steuerbegünstigte Organisationen Mittel zurücklegen können, 
um z.B. einen alten Pkw durch einen neuen oder größeren zu 
ersetzen. Eine weitere große Erleichterung ist für die sog. freie 
Rücklage vorgesehen. 

	 Vereinfachung der zehn EU-Vorschriften, 
die KMU am stärksten belasten

Die Kommission hat gemäß dem Grundsatz „Vorfahrt für 
KMU“ und in Übereinstimmung mit der speziellen Regelung 
für kleine Unternehmen in Europa („Small Business Act‘‘) 
die Interessen der KMU in den Mittelpunkt ihrer Agenda 
für intelligente Regulierung gestellt, um zu mehr Wachstum 
und Beschäftigung in Europa beizutragen. Im Rahmen einer 
breiten Befragung haben in den vergangenen Monaten mehr 
als 1.000 Unternehmen und Wirtschaftsverbände jene zehn 
EU-Vorschriften ermittelt, die KMU am stärksten belasten. 
Aus den veröffentlichten Ergebnissen geht hervor, dass nach 
Meinung der KMU die größten Probleme und Kosten durch
•  �die REACH-Verordnung (Registrierung, Bewertung, Zu-

lassung und Beschränkung chemischer Stoffe), 
•  �die MwSt.-Bestimmungen, 
•  �die Richtlinie über die allgemeine Produktsicherheit, 
•  �die Richtlinie über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, 
•  �die Richtlinie über den Schutz personenbezogener Daten,
•  �die Abfall-Vorschriften, 
•  �die Arbeitsmarktvorschriften, 
•  �die Vorschriften über Ausrüstung für Lenk- und Ruhezeiten 

im Straßenverkehr, 
•  �die Vorschriften für die öffentliche Auftragsvergabe und den 

modernisierten Zollkodex verursacht werden.
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01  HGB und Steuerbilanz 
im Vergleich

Die Abweichungen zwischen Han-
dels- und Steuerbilanz nehmen wei-
ter zu. Einen kompakten Überblick 
bietet das vorliegende Werk. Geglie-
dert nach einzelnen Sachgebieten 
stellt der Band Bilanzierungs- und 
Bewertungsgrundsätze synoptisch 
dar. Die direkte Gegenüberstellung 
ermöglicht einen schnellen Zugri�  
auf Detailregelungen und zeigt auf, 
wo sich Abweichungen ergeben. 
Allgemeine Ausführungen zum 
Bilanzrecht sowie Kapitel zur Kon-
zernrechnungslegung nach HGB 
und zur steuerlichen Organscha�  
vervollständigen das kompakte 
Nachschlagewerk.  

Prof. Dr. Sven Hayn, Georg Graf Waldersee 

und Ute Benzel (Hrsg.), HGB und Steuerbi-

lanz im Vergleich – Synoptische Darstellung 

von Handels- und Steuerbilanzrecht, 2. Aufl ., 

Schäffer-Poeschel Verlag, Stuttgart 2012, 

207 S., 39,95 €.

02 Bilanzierung 
case by case

Die handelsrechtlichen Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Bilanzierung 
(GoB), die auch die Steuerbilanz 
prägen, und die International Fi-
nancial Reporting Standards (IFRS) 
bilden die zentralen Regelwerke der 
Rechnungslegung in Deutschland. 
Das Buch vermittelt beide Bilanz-
systeme systematisch und fallorien-
tiert: Ausgehend von 13 praxisnahen 
Einzelproblemen der Bilanzierung in 

den Bereichen Aktivierung, Passivie-
rung und Bewertung werden die we-
sentlichen inhaltlichen Unterschiede 
vermittelt. Das Werk eignet sich ins-
besondere auch zur Vorbereitung auf 
Berufsexamina und für Praktiker im 
Bereich Rechnungswesen und Wirt-
scha� sprüfung.

Prof. Dr. Jens Wüstemann, Bilanzierung 

case by case – Lösungen nach HGB und 

IFRS, 6. Aufl ., Deutscher Fachverlag GmbH, 

Frankfurt/M. 2012, 304 S., 27,90 €.

03 Controlling – 
klar und einfach

Mit diesem praxisorientierten Leit-
faden wird detailliert beschrieben, 
wie sich ein mittelstandsgerechtes 
Controlling au� auen lässt. Es basiert 
auf der Erfahrung aus über 200 Pro-
jekten aus dem Bereich Controlling, 
die in den vergangenen Jahren mit 
Unternehmen der verschiedensten 
Branchen durchgeführt wurden. 
Ob Kostenstellencontrolling, Um-
satzcontrolling, Controlling einzel-
ner Geschä� seinheiten und -felder, 
Cash� ow- und Liquiditätssteuerung: 
Der Alltagsbezug des Handbuchs 
macht es dem Leser leicht, die an-
schaulichen Beispiele auf seine eigene 
Anwenderpraxis zu beziehen  und 
so die passende Lösung für sich zu 
� nden. Ein umfangreiches Kapitel 
zum � ema Controllingkennzahlen 
rundet das Gesamtwerk ab. 

Von Linda Staude, Controlling – klar und ein-

fach – Wie Sie mit Diamant/3 IQ ein mittel-

standsgerechtes Controlling aufbauen, Di-

01

amant Software GmbH & Co. KG, Bielefeld 

2012, 218 S., 48,00 €.

04 Handbuch der steuer-
optimalen Unterneh-
mensfi nanzierung

Die Bandbreite der Finanzierungs-
instrumente ist groß, sie reicht von 
hybriden Finanzierungsformen über 
das Eigenkapital bis hin zu den ver-
schiedenen Arten der Fremd� nan-
zierung. Ebenso variantenreich sind 
dabei die steuerlichen Vorschri� en. 
Das Handbuch verknüpft die unter-
schiedlichen Finanzierungsformen 
mit den wesentlichen Steueraspek-
ten. Wesentliche steuerliche Vor-
schriften, auf die in diesem Kon-
text eingegangen wird, sind z.B. die 
Regelungen zu der Zinsschranke, 
zu den gewerbesteuerlichen Hin-
zurechnungsvorschriften und zu 
konzerninternen Verrechnungs-
preisen. Behandelt werden darüber 
hinaus Fragen im Zusammenhang 
mit der Finanzierung in- und aus-
ländischer Tochtergesellschaften 
und dem Einsatz ausländischer 
Finanzierungsgesellschaften ein-
schließlich der Hinzurechnungsbe-
steuerung. Einen abschließenden 
Schwerpunkt bilden die steuerli-
chen Aspekte der Unternehmens-
� nanzierung in der Krise und der 
Akquisitions� nanzierung.

Prof. Dr. Stefan Köhler, Sören Goebel und 

Dr. Andreas Körner (Hrsg.), Handbuch der 

steueroptimalen Unternehmensfinanzie-

rung, Schäffer-Poeschel Verlag, Stuttgart 

2013, 798 S., 149,95 €.
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Anwender der IASB-Rechnungslegung wollen sich praxisnah 
und rasch in die gültigen International Financial Reporting 
Standards (IFRS) einarbeiten. Das Werk ist hierfür ein gut ver-
ständlicher und aktueller Begleiter. Diese 5. Auflage befasst 
sich mit den Neuerungen, die im Zeitraum von Juli 2010 bis 
Juni 2012 vom IASB verabschiedet wurden.

Zuverlässig Änderungen 
verfolgen und anwenden

Fax 08 00 / 7 77 77 70 (gebührenfrei) | www.schaeffer-poeschel.de 
www.twitter.com/Schae_Poe | www.facebook.com/schaefferpoeschelverlag

Praxisnah und 
verständlich

KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (Hrsg.)
IFRS aktuell
Neuerungen bis 2012: IFRS 10, 11, 12 und 13, 
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  Enthält folgende Standards und IFRICs: IFRS 10 bis 13; 
Änderungen in IFRS 1, 7 und 9 sowie IAS 1, 12, 19, 28 und 
32, die Annual Improvements 2011 sowie IFRIC 20

„Das Buch unterstützt, angesichts der dynamischen 
Entwicklung der IFRS „auf Ballhöhe“ zu bleiben und sich 
angemessen und intensiv mit den Neuerungen, wie sie in 
dieser Form bislang nur in wenigen Veröffentlichungen 
eingegangen sind, auseinanderzusetzen.“ 
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